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„Jesus Christus spricht: Ich bin der Weg 
und die Wahrheit und das Leben; niemand 
kommt zum Vater denn durch mich.“ 
Johannes 14, 6 

Gott, der Herr über Leben und Tod, hat unseren Bruder 

Herrn Landeskirchenrat i. R. 

Wi l f r ied  Held  
* 18. 5. 1936   † 2. 3. 2000 

in sein ewiges Reich heimgeholt. 
 
Wilfried Held ist in Herford geboren und aufgewachsen und hat dort in der Evangelischen Schülerarbeit der BK 
eine christliche Prägung erfahren, die für sein ganzes Leben bestimmend blieb. Nach dem Schulabschluss stu-
dierte er evangelische Theologie, Chemie und Physik an den Universitäten Münster und Göttingen. Seine beruf-
liche Tätigkeit führte ihn zunächst an das Bavink-Gymnasium Bielefeld. Dem folgte die Tätigkeit am Bezirks- 
seminar Bielefeld in der Lehrerausbildung. 1984 wurde er Schulleiter des Söderblom-Gymnasiums in  
Espelkamp, das sich in der Trägerschaft der Evangelischen Kirche von Westfalen befindet. Im Jahr 1989 wurde 
er als Landeskirchenrat in die Schulabteilung des Landeskirchenamtes berufen, in der er bis zu seinem Eintritt in 
den Ruhestand am 31. 1. d. J. tätig war. 
 
Wilfried Held hat wesentlichen Anteil daran, dass die Verantwortung der Evangelischen Kirche für Bildung und 
Schule in unserer Zeit konkrete und erfahrbare Gestalt gewonnen hat. Mit großem Engagement ist er einge-
treten für die evangelischen Schulen in Westfalen, damit christlicher Glaube als lebensverheißende und sinnstif-
tende Dimension Kindern und Jugendlichen nahekommen kann. Beharrlich hat er sich eingesetzt für die  
Errichtung der Evangelischen Gesamtschule Gelsenkirchen. An der Entwicklung der besonderen pädagogischen 
Konzeption dieser Schule war er maßgeblich beteiligt. 
 
Für den Dienst unseres Bruders Wilfried Held in der Evangelischen Kirche von Westfalen wollen wir vor Gott  
unseren Dank sagen. Unser herzliches Beileid gilt seiner Frau und seinen Kindern. 
 
Wir nehmen Abschied von Wilfried Held in der Hoffnung, dass Jesus Christus uns den Weg auftut, der vom Tod 
zum ewigen Leben führt. 
 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

Präses Manfred Sorg 

(Fortsetzung Inhalt: siehe Seite 38) 
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Kirchengesetz über den Kirchensteuerhebesatz 
(Kirchensteuerbeschluss – KiStB –) 

Vom 4. November 1999 

Kirchengesetz über den  
Kirchensteuerhebesatz 

(Kirchensteuerbeschluss – KiStB –) 
Vom 4. November 1999 

 
Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz be-
schlossen: 
 

§ 1 

Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 4 der 
Kirchensteuerordnung / KiStO in der Fassung vom 
1. April 1987 (KABI. 1987 S. 69), geändert am 
14./23. September 1994 (KABI. 1994 S. 222), wer-
den für die Kirchengemeinden, soweit sie nicht in 
Verbänden zusammengeschlossen sind, und für die 
Verbände im Steuerjahr 2000 Kirchensteuern als Zu-
schlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) gemäß 
§ 6 Absatz 1 Ziffer 1 Buchstabe a) der Kirchensteu-
erordnung / KiStO in Höhe von 9 v. H. festgesetzt. 

Dieser Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pau-
schalierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 v. H. der 
Lohnsteuer ermäßigt, wenn der Arbeitgeber von der 
Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 des gleich 
lautenden Erlasses der obersten Finanzbehörden 
der Bundesländer (BStBl. 1999, Teil I, S. 509) Ge-
brauch macht. 
 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 
 
Bielefeld, den 12. November 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

Manfred Sorg 

 

Staatliche Anerkennung des 
Kirchensteuerhebesatzes für das 

Steuerjahr 2000 
 
Landeskirchenamt             Bielefeld, den 21. 3. 2000 
Az.: 16370/B 5 - 01/5 

Das Kirchengesetz über den Kirchensteuerhebesatz 
(Kirchensteuerbeschluss - KiStB) vom 4. November 
1999 (KABl. 2000 Seite 38) haben anerkannt: 

1. Das Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadt-
entwicklung, Kultur und Sport im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium des Landes Nordrhein- 
Westfalen am 18. Dezember 1999 - Az.: 522-12.3 
Nr. 503/99 -. 
 

 

2. Das Niedersächsische Kultusministerium im Ein-
vernehmen mit dem Niedersächsischen Finanzmi-
nisterium für Gebietsteile von Kirchengemeinden
der Evangelischen Kirche von Westfalen, die im
Land Niedersachsen liegen am 10. März 2000 -
 Az.: 205.1-54063/2 -. 

3. Das Ministerium für Kultur, Jugend, Familie und
Frauen im Einvernehmen mit dem Ministerium der
Finanzen Rheinland-Pfalz für Gebietsteile von Kir-
chengemeinden der Evangelischen Kirche von
Westfalen, die im Land Rheinland-Pfalz liegen am
3. Februar 2000 - Az.: 923 A-54 202/51 -. 

 
 
 

Bekanntmachung der Neufassung 
der Satzung der Gemeinsamen 

Versorgungskasse 
für Pfarrer und Kirchenbeamte 

Vom 1. März 2000 

Aufgrund von § 2 der Sechsten Änderung der Sat-
zung der Gemeinsamen Versorgungskasse vom 
2./15./16. Dezember 1999 (KABl. R. 1999 S. 380 / 
KABl. W. 1999 S. 269 / Ges.u.VOBl. L. 1999 S. 44) 
wird nachstehend der Wortlaut der Satzung der Ge-
meinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kir-
chenbeamte in der ab 1. Januar 2000 geltenden 
Fassung bekannt gemacht. Die Neufassung berück-
sichtigt: 

1. die Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Oktober 1987 (KABl. R. 1987 S. 251 / KABl. W. 
1987 S. 179 / Ges.u.VOBl. L. Bd. 9 S. 50), 

2. die Fünfte Änderung der Satzung der Gemein-
samen Versorgungskasse vom 27. November / 
5. Dezember / 11. Dezember 1996 (KABl. R. 1996 
S. 348 / KABl. W. 1997 S. 62 / Ges. u. VOBl. L. 
1997 S. 238), 

3. § 1 der Sechsten Änderung der Satzung der Ge-
meinsamen Versorgungskasse vom 2./15./16. De-
zember 1999 (KABl. R. 1999 S. 380 / KABl. W.
1999 S. 269 / Ges.u.VOBl. L. 1999 S. 44). 

Bielefeld, Detmold, Düsseldorf, den 1. März 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
Kaldewey 

Lippische Landeskirche 
Das Landeskirchenamt 

Dr. Schilberg 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Rösgen 
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Satzung der 
Gemeinsamen Versorgungskasse  

für Pfarrer und Kirchenbeamte 
der Evangelischen Kirche im  
Rheinland, der Evangelischen  
Kirche von Westfalen und der 

Lippischen Landeskirche 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. März 2000 

 

Aufgrund des § 1 Abs. 3 der Notverordnung über die 
Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für 
Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangelischen Kirche 
im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfa-
len und der Lippischen Landeskirche vom 26. August 
/ 7. Oktober / 10. Oktober 1971 (KABl. R. 1972 S. 10 
/ KABl. W. 1972 S. 3 / Ges. u. VOBl. L. Bd. 6 S. 26) 
wird folgende Satzung erlassen: 

I. Aufbau und Verwaltung 

§ 1 
Rechtsnatur, Zweck und Sitz der Kasse 

(1) 1Die Versorgungskasse ist eine rechtlich selbst-
ständige kirchliche Einrichtung in der Rechtsform ei-
ner Anstalt des öffentlichen Rechts. 2Die Versor-
gungskasse führt ein Dienstsiegel. 3Siegelbild und 
Umschrift sind in den Amtsblättern der Evangeli-
schen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kir-
che von Westfalen und der Lippischen Landeskirche 
zu veröffentlichen. 4Die Versorgungskasse hat das 
Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu 
ernennen. 

(2) 1Die Kasse hat den Zweck, die Erfüllung der Ver-
sorgungsansprüche zu sichern, die Pfarrerinnen, 
Pfarrern, Predigerinnen, Predigern, Pastorinnen und 
Pastoren im Hilfsdienst, Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten sowie deren Hinterbliebenen kraft Ge-
setzes oder aufgrund besonderer, nach Maßgabe 
des kirchlichen Versorgungsrechts getroffener Ver-
einbarung gegen die Landeskirchen zu stehen. 2Zu 
den Versorgungsansprüchen in diesem Sinne gehört 
auch der Anspruch auf Beihilfen in Krankheits-, Ge-
burts- und Todesfällen. 

(3) Die Kasse hat ihren Sitz in Dortmund. 

§ 2 

Organe 

Die Organe der Kasse sind: 

1. der Vorstand, 
2. der Verwaltungsrat. 

§ 3 

Vorstand 

(1) 1Die Kasse wird durch den Vorstand gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten. 2Erklärungen, welche 
die Kasse anderen gegenüber verpflichten sollen, 

und Vollmachten sind namens der Kasse von drei 
Mitgliedern des Vorstandes, darunter der oder dem 
Vorsitzenden oder einer oder einem der stellvertre-
tenden Vorsitzenden, zu unterzeichnen und mit dem 
Dienstsiegel zu versehen. 

(2) 1Der Vorstand besteht aus fünf ehrenamtlichen 
und zwei hauptamtlichen Mitgliedern. 2Von den  
ehrenamtlichen Mitgliedern entfallen je zwei Mitglie-
der auf die rheinische und die westfälische Kirche 
und ein Mitglied auf die lippische Kirche. 3Die haupt-
amtlichen Mitglieder sollen die Befähigung zum Rich-
teramt oder zum höheren Verwaltungsdienst besitzen 
oder ein Studium der Wirtschaftswissenschaften mit 
einer Hochschulprüfung abgeschlossen haben oder 
über besondere Kenntnisse im Bank- oder Versiche-
rungswesen verfügen. 

(3) 1Die ehrenamtlichen Mitglieder werden vom Ver-
waltungsrat gewählt. 2Wiederwahl ist zulässig. 3Eine 
Abwahl aus wichtigem Grund ist zulässig. 4Wahl und 
Abwahl bedürfen der Bestätigung durch die rheini-
sche und die westfälische Kirchenleitung und den 
lippischen Landeskirchenrat jeweils für die Mitglieder 
aus ihrem Bereich. 

(4) 1Die hauptamtlichen Mitglieder werden in gemein-
samer Sitzung der Verwaltungsräte der Kasse und 
der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen gewählt. 2Erforderlich ist, dass die Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder des jeweiligen Ver-
waltungsrates zustimmt. 3Wiederwahl ist zulässig. 
4Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die westfäli-
sche und die rheinische Kirchenleitung sowie den 
lippischen Landeskirchenrat. 

(5) Der Vorstand wählt aus der Mitte der ehrenamt-
lichen Mitglieder die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den sowie eine erste stellvertretende Vorsitzende 
oder einen ersten stellvertretenden Vorsitzenden so-
wie eine zweite stellvertretende Vorsitzende oder ei-
nen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 

(6) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den 
Rest der Amtszeit ein neues Mitglied in dem Verfah-
ren nach Absatz 3 oder 4 zu wählen. 

(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn außer der 
oder dem Vorsitzenden oder einer oder einem stell-
vertretenden Vorsitzenden mindestens drei Mitglie-
der, von denen mindestens eins hauptamtlich sein 
muss, anwesend sind. 

(8) 1Der Vorstand besorgt nach Maßgabe der Sat-
zung die Geschäfte der Kasse. 2Die hauptamtlichen 
Mitglieder führen die laufenden Geschäfte. 3Der Vor-
stand erlässt eine Geschäftsordnung; diese bedarf 
der Genehmigung des Verwaltungsrates. 

(9) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss und die 
Richtlinien für die Anlegung des Vermögens auf. 

(10) 1Die Sitzungen des Vorstandes finden nach Be-
darf, mindestens jedoch zweimal im Jahr statt. 
2Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung 
des Vorstandes beantragen, ist zu einer Sitzung ein-
zuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang 
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des Antrages stattfinden muss. 3Die Einladung zur 
Sitzung erfolgt spätestens zwei Wochen vorher unter 
Angabe der Beratungsgegenstände. 4In dringenden 
Fällen kann von der Einhaltung der Frist abgesehen 
werden. 

(11) 1Die oder der Vorsitzende oder eine oder einer 
der stellvertretenden Vorsitzenden leitet die Sitzung. 
2Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates ist 
berechtigt, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. 
3Über die Sitzung wird eine Niederschrift gefertigt. 
4Diese Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzen-
den und einem weiteren Mitglied zu unterschreiben. 
5In dringenden Fällen kann eine schriftliche Be-
schlussfassung des Vorstandes herbeigeführt wer-
den. 6Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

(12) 1Ist ein Vorstandsmitglied an dem Gegenstand 
der Beratung persönlich beteiligt, darf es bei der Ver-
handlung und Beschlussfassung nicht anwesend 
sein. 2Es ist auf sein Verlangen vorher zu hören. 

§ 4 

Verwaltungsrat 

(1) 1Der Verwaltungsrat besteht aus 14 Mitgliedern. 
2Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein 
Stellvertreter zu berufen. 

(2) 1Die rheinische und die westfälische Kirchenlei-
tung berufen je sechs Mitglieder, und zwar 

1. zwei auf Lebenszeit berufene Pfarrerinnen oder 
Pfarrer, 

2. eine Kirchenbeamtin oder einen Kirchenbeamten, 

3. drei Mitglieder, die weder Pfarrerinnen oder Pfar-
rer noch Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte 
sind. 

2Der lippische Landeskirchenrat beruft zwei Mitglie-
der, und zwar 

1. eine Pfarrerin oder einen Pfarrer, 

2. ein weiteres Mitglied. 

3Wiederberufung ist zulässig. 4Eine Abberufung ist 
zulässig. 5Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertre-
tendes Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest der 
Amtszeit eine Neuberufung vorzunehmen. 

(3) 1Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte die 
oder den Vorsitzenden sowie eine erste stellvertre-
tende Vorsitzende oder einen ersten stellvertreten-
den Vorsitzenden und eine zweite stellvertretende 
Vorsitzende oder einen zweiten stellvertretenden 
Vorsitzenden. 2Er ist beschlussfähig, wenn außer der 
oder dem Vorsitzenden oder einer oder einem der 
stellvertretenden Vorsitzenden mindestens sieben 
Mitglieder anwesend sind. 

(4) Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben: 

1. Wahl und Abwahl der ehrenamtlichen Mitglieder 
des Vorstandes, 

2. Wahl der hauptamtlichen Mitglieder des Vorstan-
des gemeinsam mit dem Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungkasse Rheinland-
Westfalen (§ 3 Abs. 4), 

3. Feststellung des Jahresabschlusses, 

4. Bestellung einer Wirtschaftsprüferin oder eines 
Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses, 

5. Genehmigung der vom Vorstand erlassenen Ge-
schäftsordnung, 

6. Genehmigung der vom Vorstand aufgestellten 
Richtlinien für die Anlegung des Vermögens. 

(5) 1Der Verwaltungsrat wird mindestens einmal im 
Jahr einberufen. 2Wenn mindestens fünf Mitglieder 
die Einberufung einer Sitzung unter schriftlicher An-
gabe der Beratungsgegenstände beantragen, ist zu 
einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb 
eines Monats nach Eingang des Antrages stattfinden 
muss. 3Die Einladung zur Sitzung erfolgt spätestens 
zwei Wochen vorher unter Angabe der Beratungsge-
genstände. 4In dringenden Fällen kann von der Ein-
haltung der Frist abgesehen werden. 

(6) 1Die oder der Vorsitzende oder eine oder einer 
der stellvertretenden Vorsitzenden leitet die Sitzung. 
2Im Übrigen gilt § 3 Abs. 11 Satz 3 und 4 entspre-
chend. 3Die Mitglieder des Vorstandes nehmen bera-
tend an den Sitzungen teil. 

(7) § 3 Abs. 12 gilt entsprechend. 

§ 5 

Gemeinsame Vorschriften für die Mitglieder der 
Organe 

(1) Mitglied des Vorstandes und des Verwaltungsra-
tes kann nur sein, wer 

1. für diese Aufgabe fachlich befähigt ist, 

2. die Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder 
eines Presbyters in der Evangelischen Kirche im 
Rheinland oder in der Evangelischen Kirche von 
Westfalen oder einer oder eines Kirchenältesten 
in der Lippischen Landeskirche besitzt oder ordi-
nierte Theologin oder ordinierter Theologe in ei-
ner dieser Kirchen ist 

  und 

3. das 65. Lebensjahr nicht vollendet hat. 

(2) 1Die gleichzeitige Mitgliedschaft in beiden Orga-
nen ist nicht zulässig. 2Bei Wegfall der Vorausset-
zung nach Absatz 1 Nr. 3 endet die Mitgliedschaft mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 
65. Lebensjahr vollendet wird. 

(3) 1Die Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates beträgt fünf 
Jahre. 2Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die bisheri-
gen Mitglieder bis zur ersten Sitzung des Organs in 
seiner neuen Zusammensetzung im Amt. 3Die Amts-
zeit der hauptamtlichen Mitglieder des Vorstandes 
wird durch übereinstimmende Beschlüsse der Ver-
waltungsräte der Kasse und der Kirchlichen Zusatz-
versorgungskasse Rheinland-Westfalen im Einzelfall 
festgesetzt. 

(4) 1Der Vorstand und der Verwaltungsrat entschei-
den mit den Stimmen von mehr als der Hälfte der 
anwesenden Mitglieder. 2Wird eine geheime Abstim-
mung beantragt, so ist dem zu entsprechen. 
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(5) 1Die ehrenamtlichen Mitglieder der Organe erhal-
ten für die Teilnahme an einer Sitzung Reisekosten 
nach den für die Beamtinnen und Beamten des Lan-
des Nordrhein-Westfalen geltenden Bestimmungen 
und anstelle des Tagegeldes ein Sitzungsgeld. 
2Etwaiger Verdienstausfall wird erstattet. 3Ihnen kann 
nach näherer Bestimmung durch den Verwaltungsrat 
eine Entschädigung für Zeitversäumnis und Ar-
beitsaufwand gewährt werden. 

(6) Die Mitglieder des Vorstandes und des Verwal-
tungsrates sowie die stellvertretenden Mitglieder des 
Verwaltungsrates haften der Kasse für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben wie Vormünder ihren Mündeln. 

§ 6 
Aufsicht 

(1) 1Die Leitungen der Evangelischen Kirche im 
Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen 
und der Lippischen Landeskirche führen die Aufsicht 
über die Kasse. 2Die Aufsicht erstreckt sich insbe-
sondere darauf, dass sich die Tätigkeit der Organe 
nicht gegen kirchliche oder staatliche Vorschriften, 
die Satzung oder die Belange der Kasse oder ihrer 
Trägerkirchen richtet. 3Die Kirchenleitungen sind be-
rechtigt, gemeinsam Beschlüsse der Organe, die 
hiergegen verstoßen, aufzuheben. 4Je nach Auftrag 
der Kirchenleitungen haben die Prüferinnen und Prü-
fer der landeskirchlichen Rechnungsprüfungsämter 
das Recht zur Einsichtnahme in alle Geschäftsunter-
lagen der Kasse. 

(2) 1Ist ein Organ der Kasse für längere Zeit gehin-
dert oder weigert es sich, den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Verpflichtungen nachzukommen, so 
bestellen die Kirchenleitungen gemeinsam für die 
Dauer der Hinderung oder Weigerung Bevollmächtig-
te. 2Diese nehmen die Aufgaben der Organe der 
Kasse nach Maßgabe der Satzung wahr. 

(3) Der Jahresabschluss wird den Kirchenleitungen 
zur Erteilung der Entlastung vorgelegt. 

(4) 1Die Kirchenleitungen treten zur Erfüllung der ih-
nen nach der Notverordnung vom 26. August, 
7. Oktober und 10. Oktober 1971 sowie dieser Sat-
zung obliegenden Aufgaben zu gemeinsamer ver-
bindlicher Beschlussfassung zusammen, wenn bei 
getrennter Beschlussfassung keine Übereinstimmung 
erzielt werden konnte. 2Die rheinische und die 
westfälische Kirche entsenden je sechs, die lippische 
Kirche entsendet zwei Mitglieder. 

§ 7 
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

II. Finanzverfassung 

§ 8 
Mittel der Kasse 

1Die Mittel der Kasse werden durch Beiträge und 
Vermögenserträge aufgebracht. 2Sie dienen zur 

Bestreitung der von der Kasse zu erfüllenden Ver-
pflichtungen, zur Deckung der Verwaltungskosten 
und zur Bildung von Rücklagen. 

§ 9 
Vermögensverwaltung 

(1) Das Vermögen der Kasse ist getrennt von den 
Vermögen der beteiligten Landeskirchen zu verwal-
ten und darf nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. 

(2) 1Das Vermögen ist so anzulegen, dass ein ange-
messener Ertrag gewährleistet ist. 2Es muss für die 
satzungsmäßige Verwendung rechtzeitig verfügbar 
sein. 3Das Anlagerisiko ist nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zu verteilen. 

(3) Für die Bewertung des Kassenvermögens gelten 
die Bewertungsvorschriften des Handelsgesetzbu-
ches entsprechend. 

§ 10 
Rechnungslegung 

Die Kasse hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjah-
res einen Jahresabschluss über die Aufwendungen 
und Erträge sowie über das Vermögen (Gewinn- und 
Verlustrechnung, Bilanz) aufzustellen. 

 

III. Leistungen der Versorgungskasse 

§ 11 
Versorgungsbezüge 

(1) 1Die Kasse zahlt die Versorgungsbezüge, die von 
der zuständigen Landeskirche für Pfarrerinnen, Pfar-
rer, Predigerinnen, Prediger, Pastorinnen und Pasto-
ren im Hilfsdienst, Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte sowie deren Hinterbliebene aufgrund gesetz-
licher Bestimmungen zu tragen sind, einschließlich 
des Kindererziehungszuschlages und der jährlichen 
Sonderzuwendung. 2Dies gilt entsprechend für Ver-
sorgungsbezüge, die anderen Personen und deren 
Hinterbliebenen von der zuständigen Landeskirche 
zugesichert sind. 

3Zu den Versorgungsbezügen in diesem Sinne gehö-
ren nicht: 

1. die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbe-
geld beim Tod im aktiven Dienst, 

2. die Unfallfürsorgeleistungen während des aktiven 
Dienstes sowie die Erstattung von Sachschäden 
und besonderen Aufwendungen, die durch einen 
während des aktiven Dienstes geschehenen 
Dienstunfall entstanden sind. 

(2) 1Voraussetzung für die Zahlung der Versorgungs-
bezüge nach Absatz 1 aus Mitteln der Kasse ist, 
dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, auf deren 
oder dessen Dienstverhältnis die Versorgungszah-
lung beruht, im Sinne von § 17 Abs. 3 einer ange-
schlossenen Stelle zugeordnet war. 2Die Vorausset-
zung nach Satz 1 muss, soweit nicht Absatz 3 zutrifft, 
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im Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalles vor-
liegen oder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Beendigung einer befristeten Amtszeit in einer Pfarr-
stelle, der Abberufung, der Versetzung in den War-
testand ohne Wartegeld oder der Beurlaubung oder 
Freistellung ohne Dienstbezüge vorgelegen haben. 

(3) War die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach 
Absatz 1 Satz 1 bei Eintritt des Versorgungsfalles für 
einen anderen kirchlichen Dienst oder aus anderen 
Gründen für eine im kirchlichen Interesse liegende 
Aufgabe ohne Dienstbezüge beurlaubt oder frei-
gestellt oder ohne Wartegeld in den Wartestand ver-
setzt, so ist Voraussetzung für die Zahlung der Ver-
sorgungsbezüge nach Absatz 1 aus Mitteln der Kasse, 

1. dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, auf de-
ren oder dessen Dienstverhältnis die Versor-
gungszahlung beruht, in diesem Zeitpunkt im 
Sinne von § 17 Abs. 3 einer nach § 16 Abs. 2 an-
geschlossenen Stelle zugeordnet war 

  oder 

2. dass der Dienstgeber, bei dem die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter beschäftigt war, aufgrund ge-
setzlicher Bestimmungen grundsätzlich verpflich-
tet ist, sich anteilig an der Versorgung zu beteili-
gen, und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im 
Zeitpunkt ihrer oder seiner Beurlaubung, Freistel-
lung oder Versetzung in den Wartestand im Sinne 
von § 17 Abs. 3 einer angeschlossenen Stelle zu-
geordnet war. 

(4) Die Kasse zahlt aus ihren Mitteln auch die Erstat-
tungsbeträge, die von der zuständigen Landeskirche 
im Rahmen der Verteilung der Versorgungslasten in 
entsprechender Anwendung des § 107 b des Beam-
tenversorgungsgesetzes zu tragen sind. 

§ 12 

Nachversicherung, Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung, Versorgungsausgleich 

(1) Endet das Dienstverhältnis einer Pfarrerin, eines 
Pfarrers, einer Predigerin, eines Predigers, einer  
Pastorin oder eines Pastors im Hilfsdienst, einer Kir-
chenbeamtin oder eines  Kirchenbeamten und ist sie 
oder er deshalb aufgrund gesetzlicher Bestimmun-
gen nachzuversichern, so übernimmt die Kasse die 
dafür zu entrichtenden Beiträge, wenn sie oder er bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses im Sinne von 
§ 17 Abs. 3 einer angeschlossenen Stelle zugeordnet 
war. 

(2) Die Kasse kann die Zahlung von Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung übernehmen, wenn 
dies im Blick auf die spätere Anrechenbarkeit der 
Rente auf die Versorgungsbezüge angebracht er-
scheint. 

(3) 1Ist bei der Regelung des Versorgungsausgleichs 
aus Anlass der Ehescheidung einer Pfarrerin, eines 
Pfarrers, einer Predigerin, eines Predigers, einer  
Pastorin oder eines Pastors im Hilfsdienst, einer Kir-
chenbeamtin, eines Kirchenbeamten, einer Versor-

gungsempfängerin oder eines Versorgungsempfän-
gers gemäß § 1587 b Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches eine Rentenanwartschaft in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung begründet worden, so 
zahlt die Kasse die Aufwendungen, die dem Renten-
versicherungsträger aufgrund der Rentenanwart-
schaft entstehen, soweit der Anstellungs- oder Ver-
sorgungsträger der oder des Betroffenen zur Über-
nahme dieser Aufwendungen verpflichtet ist. 

2War die oder der Betroffene im Zeitpunkt der Rege-
lung des Versorgungsausgleichs im Sinne von § 17 
Abs. 3 einer angeschlossenen Stelle zugeordnet o-
der Versorgungsempfängerin oder Versorgungsemp-
fänger aus Mitteln der Kasse, werden die Aufwen-
dungen nach Satz 1 von der Kasse getragen. 

3War die oder der Betroffene im Zeitpunkt der Rege-
lung des Versorgungsausgleichs nicht im Sinne von 
§ 17 Abs. 3 einer angeschlossenen Stelle zugeord-
net, werden die Aufwendungen nach Satz 1 von der 
Kasse getragen, wenn die von ihr zu tragenden Ver-
sorgungsbezüge für die oder den Betroffenen nach 
den Bestimmungen des Beamtenversorgungsgeset-
zes über die Kürzung von Versorgungsbezügen nach 
der Ehescheidung oder aufgrund einer Vereinbarung 
mit der oder dem Betroffenen zu kürzen sind. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Per-
sonen, denen unter Anschluss einer Stelle nach § 16 
Abs. 2 oder unter der Voraussetzung des § 11 Abs. 3 
Nr. 2 die Zahlung von Versorgungsbezügen zugesi-
chert worden ist. 

§ 13 

Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und 
Todesfällen 

(1) 1Die Kasse zahlt die Beihilfen in Krankheits-, Ge-
burts- und Todesfällen, die von der zuständigen Lan-
deskirche für die Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger aufgrund gesetzlicher Be-
stimmungen zu tragen oder zugesichert sind. 2Die 
Zahlung erfolgt in besonders festzusetzendem Um-
fang aus Mitteln der Kasse, soweit die Kosten seit 
Eintritt des Versorgungsfalles entstanden sind; im 
Übrigen gilt § 11 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

(2) Die Festsetzung nach Absatz 1 Satz 2 treffen die 
Kirchenleitungen durch übereinstimmende Beschlüs-
se nach Anhörung des Vorstandes und des Verwal-
tungsrates.*  

§ 14 

Festsetzungen und Rechtsbehelfe 

(1) 1Bei Eintritt des Versorgungsfalles setzen die 
Landeskirchenämter die ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge und die ruhegehaltfähige Dienstzeit, den Ruhe-

                                                           
*  Die Leitungen der Evangelischen Kirche im Rheinland und 

der Evangelischen Kirche von Westfalen sowie der Lippische 
Landeskirchenrat haben übereinstimmend beschlossen: 

 Die Beihilfen nach § 13 Abs. 1 der Satzung werden ab 
1. 1. 1994 voll aus Mitteln der Kasse gezahlt. 



 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 2 vom 17. April 2000 43 
 
gehalts- oder Wartegeldsatz und den Kinderer-
ziehungszuschlag fest. 2Sie sind auch für die Fest-
setzung späterer Änderungen der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit sowie des Ruhegehalts- bzw. Wartegeld-
satzes zuständig. 

(2) Die Kasse setzt im Auftrag der zuständigen Lan-
deskirche die Versorgungsbezüge fest und stellt der 
Versorgungsempfängerin oder dem Versorgungs-
empfänger den Bescheid zu. 

(3) 1Abweichend von Absatz 2 werden Versorgungs-
bezüge, die aufgrund von Ermessensentscheidungen 
gewährt werden, von der zuständigen Landeskirche 
festgesetzt und der Kasse mitgeteilt. 2Die Kasse stellt 
den Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern den Bescheid zu. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für die 
Beihilfen nach § 13. 

(5) 1Die Einlegung von Rechtsbehelfen richtet sich 
nach den Bestimmungen der zuständigen Landeskir-
che über die kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
2Die Frist für die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist 
gewahrt, wenn er rechtzeitig bei der Kasse einge-
reicht ist. 3Die Kasse kann dem Rechtsbehelf abhel-
fen. 4Hilft sie ihm nicht ab, so legt sie ihn der zustän-
digen Landeskirche zur Entscheidung vor. 

§ 15 

Ersatzansprüche 

(1) Erhält die Landeskirche aufgrund eines abgetre-
tenen Schadenersatzanspruches Leistungen, die ihre 
Versorgungspflicht berühren, so sind diese an die 
Kasse abzuführen, soweit aus deren Mitteln Versor-
gungsleistungen an die betreffenden Versorgung-
sempfängerinnen und Versorgungsempfänger ge-
zahlt werden. 

(2) 1Erhält eine Landeskirche für eine Versorgung-
sempfängerin oder einen Versorgungsempfänger 
Versorgungsleistungen von Dritten, so findet Ab-
satz 1 entsprechend Anwendung. 2Dies gilt jedoch 
nicht, soweit die Zahlung der Versorgungsleistungen 
auf Beitragszahlungen der Landeskirche an Dritte be-
ruht. 

 

IV. Stellen und Beiträge 

§ 16 

Angeschlossene Stellen 

(1) Der Kasse sind die Pfarrstellen und Kirchenbeam-
tenstellen der Landeskirchen, ihrer Kirchenkreise, 
Kirchengemeinden und Verbände vom Zeitpunkt ih-
rer Errichtung an angeschlossen, soweit nicht für 
einzelne Stellen Ausnahmen zugelassen sind. 

(2) 1Die Landeskirchen können der Kasse Stellen für 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst (Entsen-
dungsdienst), für Pastorinnen und Pastoren im Son-
derdienst und für Pastorinnen und Pastoren im Hilfs-
dienst anschließen. 2Sie können die Zuordnung der 

einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu diesen 
Stellen davon abhängig machen, dass diese bereits 
eine bestimmte Zeit im Probedienst (Entsendungs-
dienst), Sonderdienst oder Hilfsdienst verbracht ha-
ben. 

3Die Landeskirchen können der Kasse ferner andere 
Stellen nach Maßgabe des kirchlichen Versorgungs-
rechts aufgrund besonderer Vereinbarung zwischen 
ihnen und den Trägern der anderen Stellen anschlie-
ßen. 4In Ausnahmefällen können die Landeskirchen 
auf den Abschluss einer solchen Vereinbarung auch 
verzichten. 

(3) Wird eine angeschlossene Stelle aufgehoben, so 
endet der Anschluss an die Kasse mit dem Wirk-
samwerden der Aufhebung. 

§ 17 

Beitragspflicht 

(1) Für die angeschlossenen Stellen (§ 16) sind Bei-
träge nach Maßgabe der nachstehenden Bestim-
mungen zu entrichten. 

(2) 1Die Beiträge sind zu tragen 

1. von den Körperschaften nach § 16 Abs. 1 für die 
bei ihnen bestehenden Stellen, 

2. von der zuständigen Landeskirche für die nach 
§ 16 Abs. 2 angeschlossenen Stellen. 

2Zahlt eine andere Stelle als der Stellenträger eine 
ruhegehaltfähige Zulage nach geltendem Besol-
dungsrecht, so trägt die andere Stelle den auf die Zu-
lage entfallenden Anteil des Stellenbeitrages. 

(3) 1Die Beitragspflicht entsteht 

1. bei einer Pfarrstelle vom Ersten des Monats an, in 
dem erstmals 

  a) die Stelle mit einer Pfarrerin oder einem Pfar-
rer im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
besetzt wird 

    oder 

  b) eine Pfarrerin oder ein Pfarrer oder eine  
Pastorin oder ein Pastor im Hilfsdienst im öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis von der 
Landeskirche mit der Verwaltung der Stelle 
oder der Wahrnehmung der Aufgaben der 
Stelle beauftragt wird 

    oder 

  c) eine Gemeindemissionarin oder ein Gemein-
demissionar oder eine Predigerin oder ein 
Prediger im öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis mit der Verwaltung der Stelle oder der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Stelle beauf-
tragt wird, 

2. bei einer Kirchenbeamtenstelle vom Ersten des 
Monats an, in dem erstmals 

  a) die Stelle mit einer Kirchenbeamtin oder einem 
Kirchenbeamten auf Lebenszeit, auf Zeit oder 
auf Widerruf, die oder der sich nicht im Vorbe-
reitungsdienst befindet, besetzt wird 
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    oder 

  b) eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter, 
die oder der sich nicht im Vorbereitungsdienst 
befindet, mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
der Stelle beauftragt wird, 

3. bei einer Stelle nach § 16 Abs. 2 Satz 1 vom  
Ersten des Monats an, in dem erstmals eine Pfar-
rerin oder ein Pfarrer im Probedienst (Entsen-
dungsdienst), eine Pastorin oder ein Pastor im 
Sonderdienst oder eine Pastorin oder ein Pastor 
im Hilfsdienst mit den Aufgaben der Stelle beauf-
tragt ist und die Voraussetzung nach § 16 Abs. 2 
Satz 2 erfüllt, 

4. bei Stellen nach § 16 Abs. 2 Satz 3 vom Ersten 
des Monats an, in dem die Stelle erstmals mit ei-
ner Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter besetzt 
wird, der oder dem eine Anwartschaft auf Versor-
gung nach dem kirchlichen Versorgungsrecht zu-
gesichert ist. 

2Maßgebend ist der Monat, in dem die Maßnahme 
nach Satz 1 wirksam wird. 

(4) Ist eine Stelle nicht im Sinne von Absatz 3 be-
setzt, ruht die Beitragspflicht nach Ablauf des sechs-
ten Kalendermonats der Vakanz bis zum Ablauf des 
Monats, der der Wiederbesetzung vorangeht. 

(5) Die Beitragspflicht erlischt mit Ablauf des Monats, 
in dem der Anschluss der Stelle an die Kasse nach 
§ 16 Abs. 3 endet, frühestens jedoch ein Jahr vor 
dem Ablauf des Monats, in dem der Kasse die Mittei-
lung über die Aufhebung der Stelle zugeht. 

§ 18 

Höhe der Beiträge 

(1) Der Beitrag richtet sich nach folgenden Bemes-
sungsgrundlagen: 

1. bei Pfarrstellen nach dem Endgrundgehalt der 
höchsten Besoldungsgruppe nach der Besol-
dungsordnung für Pfarrerinnen und Pfarrer zuzüg-
lich des Familienzuschlages für verheiratete Pfar-
rerinnen und Pfarrer auf Lebenszeit mit einem 
Kind, 

2. bei Kirchenbeamtenstellen nach dem Endgrund-
gehalt der Besoldungsgruppe, nach der die Stelle 
bewertet ist, und der damit verbundenen allge-
meinen ruhegehaltfähigen Zulage zuzüglich des 
Familienzuschlages für verheiratete Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte dieser Besoldungs-
gruppe mit einem Kind, 

3. bei Stellen nach § 16 Abs. 2 Satz 1 nach dem 
Endgrundgehalt der höchsten Besoldungsgruppe 
für Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst (Ent-
sendungsdienst), Pastorinnen und Pastoren im 
Sonderdienst oder Pastorinnen und Pastoren im 
Hilfsdienst zuzüglich des Familienzuschlages für 
verheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer im Probe-
dienst (Entsendungsdienst), Pastorinnen und  

Pastoren im Sonderdienst oder Pastorinnen und 
Pastoren im Hilfsdienst mit einem Kind, 

4. bei Stellen nach § 16 Abs. 2 Satz 3 in sinngemä-
ßer Anwendung der Nummer 1 oder 2 nach den 
Bezügen, die der Versorgungszusicherung zu-
grunde gelegt sind. 

(2) Besondere ruhegehaltfähige Zulagen nach besol-
dungsrechtlichen Bestimmungen sind zusätzlich zu 
berücksichtigen. 

(3) Zur Berücksichtigung der jährlichen Sonderzu-
wendung wird die Bemessungsgrundlage nach Ab-
satz 1 und 2 um ein Zwölftel erhöht. 

(4) 1Der Beitragssatz beträgt 40 % der Bemessungs-
grundlagen nach Absatz 1 bis 3. 2Durch überein-
stimmende Beschlüsse können die Kirchenleitungen 
nach Anhörung des Vorstandes und des Verwal-
tungsrates einen anderen Beitragssatz festsetzen. 
3Für Stellen nach § 16 Abs. 2 Satz 3 erhöht sich der 
Beitragssatz mit Wirkung vom 1. Januar 2000 um 
0,4 Prozentpunkte, in der Zeit vom 1. Januar 2001 
bis 31. Dezember 2013 jeweils mit Wirkung vom 
1. Januar jeden Kalenderjahres um 0,2 Prozent-
punkte. 

(5) 1Für angeschlossene Stellen, denen mehrere teil-
beschäftigte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im 
Sinne von § 17 Abs. 3 zugeordnet sind, können die 
Kirchenleitungen nach Anhörung des Vorstandes und 
des Verwaltungsrates durch übereinstimmende Be-
schlüsse einen Zuschlag zu dem in Absatz 4 festge-
legten Beitragssatz festsetzen.** 

2Für angeschlossene Stellen, denen nur eine teilbe-
schäftigte Mitarbeiterin oder ein teilbeschäftigter Mit-
arbeiter im Sinne von § 17 Abs. 3 zugeordnet ist, 
können die Kirchenleitungen nach Anhörung des Vor-
standes und des Verwaltungsrates durch überein-
stimmende Beschlüsse einen Abschlag von dem in 
Absatz 4 festgelegten Beitragssatz festsetzen.** 

3Für Stellen nach § 16 Abs. 2 gelten die Sätze 1 
und 2 sinngemäß. 

(6) Der Beitrag wird für jede Stelle auf volle Deutsche 
Mark abgerundet. 

(7) 1Der Beitrag ändert sich vom Ersten des Monats 
an, in dem die geänderten Bedingungen für seine 
Bemessung an allen Tagen vorliegen. 

2Während einer Vakanz bleibt der Beitrag für eine 
Stelle nach Absatz 5 bis zum Ruhen der Beitrags-
pflicht nach § 17 Abs. 4 unverändert. 

                                                           
**

 Die rheinische und die westfälische Kirchenleitung sowie 
der lippische Landeskirchenrat haben übereinstimmend  
beschlossen: 

 1.  Der Zuschlag nach § 18 Abs. 5 Satz 1 der Satzung zu 
dem Beitragssatz nach Absatz 1 wird auf 50 % des Bei-
tragssatzes festgesetzt. 

 2.  Der Abschlag nach § 18 Abs. 5 Satz 2 der Satzung von 
dem Beitragssatz nach Absatz 1 wird auf 25 % des Bei-
tragssatzes festgesetzt. 
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§ 19 

Predigerinnen und Prediger 

Die Bestimmungen der §§ 16 bis 18 gelten entspre-
chend für Predigerinnen und Prediger. 

§ 20 

Festsetzung und Fälligkeit der Beiträge 

(1) 1Die Kasse setzt die Beiträge fest und stellt die 
Festsetzung der zuständigen Stelle zu. 2§ 14 Abs. 5 
gilt entsprechend. 

(2) Die Beiträge sind am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November jeden Jahres fällig. 

(3) Bei nicht rechtzeitigem Eingang der Beiträge kann 
die Kasse Verzugszinsen in Höhe von 6 % jährlich 
erheben. 

§ 21 

Nachzahlung und Erstattung von Beiträgen 

1Sind zu entrichtende Beiträge unrichtig oder gar 
nicht erhoben worden, so sind die Beiträge neu fest-
zusetzen. 2Die Berichtigung beschränkt sich auf das 
laufende Geschäftsjahr und fünf zurückliegende Ge-
schäftsjahre; dies gilt nicht, wenn die Beiträge in  
Ermangelung zutreffender Angaben nicht oder nicht 
richtig berechnet werden konnten. 3Der Unter-
schiedsbetrag zwischen den berichtigten und den 
tatsächlich entrichteten Beiträgen ist nachzuzahlen 
oder zu erstatten. 

§ 22 

Gegenseitigkeitsabkommen 

Mit Zustimmung der Landeskirchen kann die Kasse 
mit anderen Landeskirchen oder Versorgungskassen 
oder deren Zusammenschlüssen Gegenseitigkeits-
abkommen über die Überleitung von Beiträgen oder 
den Verzicht darauf abschließen. 

 

V. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 23 

Übergangsvorschrift 

1§ 5 Abs. 2 Satz 2 findet auf die im Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens der Sechsten Satzungsänderung be-
reits gewählten Vorstands- und Verwaltungsratsmit-
glieder keine Anwendung. 2Diese bleiben bis zum 
Ablauf der Amtszeit, für die sie gewählt wurden, im 
Amt. 

§ 24 

Bisherige Versorgungsstellen 

Die vor dem 1. Januar 1988 angeschlossenen Ver-
sorgungsstellen nach § 21 Abs. 6 der Satzung in der 
bis zum 31. Dezember 1987 gültigen Fassung gelten 

vom 1. Januar 1988 an als nach § 20 Abs. 2 ange-
schlossene Stellen.*** 

§ 25 
Zahlung von Versorgungsleistungen 

für Erstattungsfälle 

Versorgungsleistungen für Versorgungsfälle, die vor 
dem 1. Januar 1988 entstanden sind und nicht unter 
§ 11 Abs. 2 oder 3 fallen (bisherige Erstattungsfälle), 
werden für die Zeit vom 1. Januar 1988 an aus Mit-
teln der Kasse gezahlt. 

§ 26 
Satzungsänderungen 

1Über Satzungsänderungen beschließen die Kirchen-
leitungen nach Anhörung des Vorstandes und des 
Verwaltungsrates. 2Soweit sie den Zweck, die Aufga-
be und die Vertretung der Kasse betreffen, bedürfen 
sie der Genehmigung durch das zuständige Ministe-
rium des Landes Nordrhein-Westfalen. 3Sonstige Än-
derungen der Satzung sind dem zuständigen Ministe-
rium anzuzeigen. 

§ 27 
In-Kraft-Treten 

Die Satzung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft.**** 

 

 

 

Änderungen der Satzung 
der Kirchlichen Zusatzversorgungs-

kasse Rheinland-Westfalen 
Landeskirchenamt            Bielefeld, den 22. 2. 2000 
Az.: 8563/00/B15-09/04 

Aufgrund von § 2 Absatz 3 der Satzung der Kirch-
lichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen 
vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 hat der 
Verwaltungsrat der Zusatzversorgungskasse im Be-
nehmen mit dem Vorstand des Verbandes kirchlicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rheinland-
Westfalen-Lippe (VKM-RWL) die 29., 30. und 31. Än-
derung der Satzung beschlossen. Die Satzungsände-
rungen sind von den zuständigen Kirchenleitungen 
genehmigt worden. Ebenfalls hat das Ministerium für 
Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur und 
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen die Sat-
zungsänderungen genehmigt. 

Nachstehend veröffentlichen wir die Satzungsände-
rungen sowie die Genehmigungen der Kirchenleitun-
gen und des Ministeriums für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung, Kultur und Sport des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 
                                                           
***

 Dem früheren § 21 Abs. 6 entspricht § 17 Abs. 6, dem frü-
heren § 20 Abs. 2 entspricht § 16 Abs. 2 in der Fassung 
dieser Bekanntmachung. 

****
 Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten der Satzung 
vom 26. August / 7. Oktober / 10. Oktober 1971. Das In-
Kraft-Treten der späteren Änderungen ergibt sich aus der 
jeweiligen Satzungsänderung. 
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I. 
29. Änderung der Satzung 

der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

Vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 

 

§ 1 

Änderung der Satzung 
Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskas-
se Rheinland-Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 
4. Januar 1967, zuletzt geändert durch die 28. Sat-
zungsänderung vom 20. August 1997, wird wie folgt 
geändert: 

1. a) In § 11 Abs. 5 Buchst. b wird das Wort „und“ 
gestrichen und durch ein Komma ersetzt. 

  b) In § 11 Abs. 5 Buchst. c werden nach dem 
Wort „Teilzeitbeschäftigung“ das Wort „und“ 
und folgender Buchst. d eingefügt: 

    „d) die arbeitsvertraglich vereinbarte Altersteil-
zeit nach dem Altersteilzeitgesetz“ 

2. In § 16 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b werden die Worte 
„oder im Sinne des § 3 Buchst. n BAT-KF 
nebenberuflich“ gestrichen. 

3. In § 17 Abs. 3 Buchst. k wird das Wort „Arbeits-
förderungsgesetz“ durch die Worte „Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

4. § 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  a) In Satz 1 Buchst. d Doppelbuchst. aa wird das 
Wort „Arbeitsförderungsgesetzes“ durch die 
Worte „Dritten Buchs Sozialgesetzbuch“ er-
setzt. 

  b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

    „In den Fällen des Satzes 1 gelten die Rege-
lungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
über die Anhebung der Altersgrenze und die 
vorzeitige Inanspruchnahme der Rente ent-
sprechend.“ 

5. In § 31 Abs. 2 Buchst. a Doppelbuchst. mm wird 
das Semikolon durch ein Komma ersetzt und es 
wird folgender Doppelbuchst. nn angefügt: 

  „nn) sie in den Fällen des § 30 Abs. 1 Satz 1 
Buchst. e, in denen sie für mehr als 
36 Kalendermonate vorzeitig in Anspruch 
genommen wurde, nur für 36 Kalender-
monate nach § 77 SGB VI vermindert wäre;“ 

6. § 32 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

    „Der Bruttoversorgungssatz vermindert sich für 
jeden Kalendermonat, für den der Zugangsfak-
tor nach § 77 SGB VI herabgesetzt ist bzw. in 
den Fällen des § 30 Abs. 2 herabgesetzt wäre, 
um 0,3 v. H., in den Fällen des § 30 Abs. 1 
Satz 1 Buchst. e und Abs. 2 Satz 1 Buchst. e 
höchstens jedoch um 10,8 v. H.“ 

  b) In Absatz 3 c Satz 1 Buchst. c und Satz 3 wird 
jeweils das Wort „Arbeitsförderungsgesetz“ 
durch die Worte „Dritten Buch Sozialgesetz-
buch“ ersetzt. 

7. § 34 a Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

  a) Es wird folgender Satz 4 eingefügt: 

    „In den Fällen des § 32 Abs. 2 Satz 3, § 32 
Abs. 3 b Satz 3 bzw. § 100 Abs. 3 Satz 5 ist 
eine Verminderung des Brutto- bzw. Nettover-
sorgungssatzes wegen vorzeitiger Inan-
spruchnahme der Rente nach Anwendung der 
Sätze 1 bis 3 vorzunehmen.“ 

  b) Der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5. 

8. § 40 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  a) In Buchstabe a wird das Semikolon durch ein 
Komma ersetzt; die Worte „dabei ist eine Ver-
minderung nach § 32 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 3 b Satz 3 zu berücksichtigen“ werden 
gestrichen. 

  b) In Buchstabe b werden der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: „dabei ist jeweils eine Verminderung 
nach § 32 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 b Satz 3 
zu berücksichtigen.“ 

9. In § 55 Abs. 6 Satz 1 wird die Zahl „62“ durch die 
Zahl „63“ ersetzt. 

10. § 62 wird wie folgt geändert: 

  In Absatz 7 Satz 3 wird jeweils das Wort „Ortszu-
schlag“ durch das Wort „Familienzuschlag“ er-
setzt. 

11. In § 81 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Arbeitnehmer, die als Studierende bis zum 
30. September 1996 nicht rentenversicherungs-
pflichtig waren, sind erst zu versichern, wenn die 
Rentenversicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 4 
SGB VI entfällt.“ 

12. § 96 wird wie folgt geändert: 

  a) Die bisherige Regelung wird zu Absatz 1 

  b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

    „(2) Bei Anwendung des § 55 Abs. 6 Satz 1 
bleibt für die Beendigung des Ruhens die 
Vollendung des 62. Lebensjahres maßgebend, 
wenn 

    a) die Versicherte das 60. Lebensjahr vor 
dem 1. Juli 1998 vollendet hat oder 

    b) der Antrag auf Gewährung einer Altersren-
te für Frauen in der gesetzlichen Renten-
versicherung vor dem 1. Juli 1998 gestellt 
wurde und das Arbeitsverhältnis spätes-
tens am 31. Dezember 1998 geendet hat 
oder 

    c) das Arbeitsverhältnis aufgrund einer vor 
dem 1. Juli 1998 geschlossenen Vereinba-
rung spätestens am 31. Dezember 1998 
geendet hat.“ 

13. § 100 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „in den 
Fällen des § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d oder 
des § 30 Abs. 2 Satz 1 Buchst. d“ gestrichen. 

  b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

    „(4) 1Bei Versorgungsrentenberechtigten 

    a) der Geburtsmonate Dezember 1935 bis 
April 1938, bei denen der Versicherungsfall 
nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b oder 
Abs. 2 Satz 1 Buchst. b eingetreten ist 

    b) der Geburtsmonate Dezember 1938 bis 
April 1941, bei denen der Versicherungsfall 
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nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. e oder 
Abs. 2 Satz 1 Buchst. e eingetreten ist, gilt 
abweichend von § 32 Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 3 b Satz 3 folgendes: 

Bei Vollendung 
–  in den Fällen des Buchst. a 
    des 63. Lebensjahres, 
–  in den Fällen des Buchst. b 
    des 60. Lebensjahres 

vermindert sich der Versorgungsvomhun-
dertsatz für jeden vollen Kalendermonat 
vom erstmaligen Eintritt des Versiche-
rungsfalls bis zum Ablauf des Monats der 
Vollendung des 65. Lebensjahres - höchs-
tens jedoch für 24 Kalendermonate - um: 

vor dem      1. Dezember 1998 0,00 v. H. 
nach dem 30. November 1998 0,05 v. H. 
nach dem 31. Dezember 1998 0,10 v. H. 
nach dem 31. Dezember 1999 0,15 v. H. 
nach dem 31. Dezember 2000 0,20 v. H. 

2Satz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene 
eines Versorgungsrentenberechtigten, dessen 
Versorgungsrente nach Satz 1 berechnet  
wurde.“ 

  c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach den Worten 
„§ 31 Abs. 2 Buchst. a“ die Worte „§ 40 Abs. 3 
Satz 1 Buchst. a bzw. § 41 Abs. 5 Satz 1 
Buchst. a“ eingefügt. 

§ 2 

Inkrafttreten 
1Diese Satzungsänderung tritt am 1. Juli 1998 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten 

a) § 1 Nrn. 1 und 13 Buchst. c mit Wirkung vom 
1. August 1996, 

b) § 1 Nr. 11 mit Wirkung vom 1. Oktober 1996, 

c) § 1 Nr. 10 mit Wirkung vom 1. Juli 1997, 

d) § 1 Nrn. 2, 3, 4 Buchst. a und 6 Buchst. b mit Wir-
kung vom 1. Januar 1998 und 

e) § 1 Nr. 13 Buchst. b mit Wirkung vom 1. Januar 
1999 

in Kraft. 

Dortmund, den 27. November 1998 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 

Kaufmann Bierwolf Quasdorff 

Vorsitzender Mitglied Mitglied 

Die vorstehende 29. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen wird hiermit genehmigt. 

Bielefeld, den 13. Januar 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)  Dr. Hoffmann        Winterhoff 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1998 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)     Vogel          Drägert 

 

Die vorstehende 29. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
über die Verleihung der Rechte einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 
(SGV. NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

Ministerium für Stadtentwicklung, Kultur und 
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

(L. S.)       Dr. von Schroeter 

 

 

II. 
30. Änderung der Satzung 

der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

Vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 

§ 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskas-
se Rheinland-Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 
4. Januar 1967, in Form des 29. Satzungsänderungs-
verfahrens, wird wie folgt geändert: 

1. § 31 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 2 Buchst. a werden die Worte 
„0,0625 des jeweiligen aktuellen Rentenwertes 
für jeden Kalendermonat einer Kindererzie-
hungszeit (§§ 56, 249, 249 a SGB VI), der 
nicht zugleich Umlagemonat ist“ durch die 
Worte „, vorbehaltlich des Absatzes 2 a, Ren-
tenanteile, die ausschließlich auf Kindererzie-
hungszeiten (§§ 56, 249, 249 a SGB VI) - oh-
ne Rentenanteile für sonstige Beitragszeiten 
im Sinne des § 70 Abs. 2 Satz 2 SGB VI - be-
ruhen“ ersetzt. 

  b) Es wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

    „(2a) Rentenanteile aus Kindererziehungszei-
ten sind zu berücksichtigen, soweit 

    a) die Summe aus diesen Rentenanteilen und 
der maßgebenden Gesamtversorgung die 
sich bei Anwendung des Höchstvomhun-
dersatzes nach § 32 Abs. 3 b Satz 1 erge-
bende Gesamtversorgung übersteigt, 

    b) die Gesamtversorgung in den Fällen des 
§ 32 Abs. 2 Satz 4 bzw. Abs. 3 b Satz 4 die 
Gesamtversorgung, die sich ohne Berück-
sichtigung des § 32 Abs. 2 Satz 4 bzw. 
Abs. 3 b Satz 4 ergeben hätte, übersteigt, 
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    c) die Gesamtversorgung in den Fällen des 

§ 32 Abs. 5 die Gesamtversorgung, die 
sich ohne Berücksichtigung des § 32 
Abs. 5 ergeben hätte, übersteigt.“ 

2. In § 33 Abs. 2 Satz 1 Buchst. a Doppelbuchst. aa 
werden die Worte „Kindererziehungszeiten 
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI), die nicht zugleich 
Umlagemonate sind“ durch die Worte „Zeiten, die 
ausschließlich auf Kindererziehungszeiten (§§ 56, 
249, 249 a SGB VI) beruhen“ ersetzt. 

3. In § 34 b Abs. 2 Satz 2 Buchst. c werden die Wor-
te „Umlagemonate sind“ durch die Worte „sonsti-
ge Beitragszeiten im Sinne des § 70 Abs. 2 
Satz 2 SGB VI sind“ ersetzt. 

4. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

    aa)  In Buchstabe d wird der Punkt durch das 
Wort „zuzüglich“ ersetzt. 

    bb)  Es wird folgender Buchstabe e angefügt: 

„e) bei übergeleiteten Versicherungen 
1,25 v. H. der Summe der nach dem 
31. Dezember 1998 bis zum Beginn der 
Versicherungsrente (§ 52) aufgrund 
tarifvertraglicher oder arbeitsvertrag-
licher Vereinbarung entrichteten Bei-
träge des Pflichtversicherten zur Um-
lage, soweit diese über 1,25 v. H. der 
Summe des jeweils zusatzversor-
gungspflichtigen Entgelts hinausge-
hen.“ 

  b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Pflichtbei-
träge“ die Worte „, nach Satz 1 Buchst. e be-
rücksichtigte Beiträge zur Umlage“ eingefügt. 

5. In § 35 a Satz 2 werden die Worte „und d“ durch 
die Worte „, d und e“ ersetzt. 

6. In § 40 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a werden die Worte 
„0,0375 - in den Fällen des Absatzes 4 0,0225 - 
des jeweiligen aktuellen Rentenwertes für jeden 
Kalendermonat einer Kindererziehungszeit 
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI), der nicht zugleich 
Umlagemonat ist“ durch die Worte „Rentenantei-
le, die ausschließlich auf Kindererziehungszeiten 
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI) - ohne Rentenanteile 
für sonstige Beitragszeiten im Sinne des § 70 
Abs. 2 Satz 2 SGB VI - beruhen; § 31 Abs. 2 a ist 
entsprechend anzuwenden“ ersetzt. 

7. In § 41 Abs. 5 Satz 1 Buchst. a werden die Worte 
„bei einer Vollwaise 0,0125, bei einer Halbwaise 
0,0075 des jeweiligen aktuellen Rentenwertes für 
jeden Kalendermonat einer Kindererziehungszeit 
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI), der nicht zugleich 
Umlagemonat ist“ durch die Worte „Rentenantei-
le, die ausschließlich auf Kindererziehungszeiten  
(§§ 56, 249, 249 a SGB VI) - ohne Rentenanteile 
für sonstige Beitragszeiten im Sinne des § 70 
Abs. 2 Satz 2 SGB VI - beruhen; § 31 Abs. 2 a ist 
entsprechend anzuwenden“ ersetzt. 

8. In § 46 a Abs. 1 Satz 1 Buchst. a wird folgender 
Doppelbuchstabe ee eingefügt: 

  „ee) die Änderung ausschließlich auf der durch 
das Rentenreformgesetz 1999 vom 16. De-
zember 1997 (BGBl. I S. 2998) verbesserten 

Berücksichtigung der Kindererziehungszei-
ten beruht,“ 

9. § 47 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Worten 
„berücksichtigenden Bezüge“ die Worte 
„, soweit sich nach § 31 Abs. 2 a, bei Hinter-
bliebenen in entsprechender Anwendung des 
§ 31 Abs. 2 a, keine Änderung ergibt,“ einge-
fügt. 

  b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort 
„Bezüge“ die Worte „unter Berücksichtigung 
des § 31 Abs. 2 a, bei Hinterbliebenen in ent-
sprechender Anwendung des § 31 Abs. 2 a,“ 
eingefügt. 

10. In § 55 Abs. 4 b Satz 1 werden nach den Worten 
„zusammen mit“ die Worte „den nach § 31 Abs. 2 
Buchst. a unberücksichtigten Rentenanteilen aus 
Kindererziehungszeiten und“ eingefügt. 

11. In § 66 Abs. 8 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Worte angefügt: 

  „d) bei übergeleiteten Versicherungen auch die für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1998 auf-
grund tarifvertraglicher oder arbeitsvertragli-
cher Vereinbarung entrichteten Beiträge des 
Pflichtversicherten zur Umlage.“ 

12. In § 100 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a werden nach 
dem Wort „Rente“ die Worte „in Höhe der bis zum 
30. Juni 1998 geltenden Bewertung dieser Zeiten“ 
eingefügt. 

13. Es wird folgender § 101 eingefügt: 

„§ 101 

Übergangsregelung zu § 31 
für Kindererziehungszeiten 

  (1) Hat die Versorgungsrente erstmals vor dem 
1. Juli 1998 begonnen, ist § 31 Abs. 2 a bis zum 
Beginn einer gemäß § 46 a nach dem 30. Juni 
1998 neu zu berechnenden Versorgungsrente 
(§ 52 Abs. 3) nicht anzuwenden. 

  (2) Hat die Versorgungsrente erstmals vor dem 
1. Juli 1998 begonnen, bleiben Rentenanteile, 
denen die verbesserte Berücksichtigung der Kin-
dererziehungszeiten durch das Rentenreform- 
gesetz 1999 vom 16. Dezember 1997 (BGBl. I 
S. 2998) zugrunde liegt, bei Anwendung des § 31 
Abs. 2, § 40 Abs. 3, § 41 Abs. 5 und § 100 Abs. 1 
Satz 1 Buchst. a bis zum Beginn einer gemäß 
§ 46 a nach dem 30. Juni 1998 neu zu berech-
nenden Versorgungsrente (§ 52 Abs. 3) unbe-
rücksichtigt.“ 

 

§ 2 

Inkrafttreten 
1Diese Satzungsänderung tritt am 1. Juli 1998 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 treten 

a) § 1 Nr. 13 (§ 101 Abs. 2) mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1986, 

b) § 1 Nrn. 4 (§ 35), 5 (§ 35 a), 11 (§ 66) am 1. Ja-
nuar 1999 

in Kraft. 
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Dortmund, den 27. November 1998 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 

Kaufmann Bierwolf Quasdorff 
Vorsitzender Mitglied Mitglied 

 

Die vorstehende 30. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen wird hiermit genehmigt. 

Bielefeld, den 13. Januar 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)       Dr. Hoffmann        Winterhoff 

 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1998 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)                 Vogel          Drägert 

 

Die vorstehende 30. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
über die Verleihung der Rechte einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 
(SGV. NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

Ministerium für Stadtentwicklung, Kultur und 
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

(L. S.)                    Dr. von Schroeter 

 

III. 
31. Änderung der Satzung 

der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 
Rheinland-Westfalen 

Vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 

§ 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskas-
se Rheinland-Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 
4. Januar 1967, zuletzt geändert durch die 30. Sat-
zungsänderung vom 27. November 1998, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 2 wird hinter dem Wort „geregelt“ 
das Zeichen „**“ angebracht. Am unteren 
Rand wird kleingedruckt der folgende Passus: 

    „Die in dieser Satzung verwendeten Personen- 
und Funktionsbezeichnungen gelten für Frau-
en und Männer gleichermaßen. Aus Gründen 
der Textvereinfachung ist dort, wo ein ge-
schlechtsneutraler Begriff fehlt, grundsätzlich 

die männliche Form gewählt worden. Diese 
findet für Frauen in der weiblichen Form 
Anwendung.“ 

    angefügt. 

  b) In Absatz 4 Satz 1 wird vor dem Wort „Ministe-
riums“ das Wort „zuständigen“ eingefügt; die 
Worte „für Stadtentwicklung, Kultur und Sport“ 
werden gestrichen. 

  c) Der Absatz 7 wird gestrichen. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

    aa) Der bisherige Absatz 7 des § 2 wird als 
neuer Absatz 1 eingefügt. 

    bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut: 

     „Der Vorstand entscheidet über den Beitritt 
neuer Beteiligter; er schließt die Beteili-
gungsvereinbarung ab.“ 

     eingefügt. 

    cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; das Wort 
„seinem“ wird durch das Wort „einem“  
ersetzt. 

  b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

    aa) Der bisherige Absatz 1 Satz 1 wird zu  
Absatz 2 Satz 1. 

    bb) In Satz 1 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Halbsatz: 

     „von denen fünf ehrenamtlich und zwei 
hauptamtlich tätig sind.“ 

     angefügt. 

    cc) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 
neu: 

     „2Von den ehrenamtlichen Mitgliedern ge-
hören mindestens zwei dem Kreise der 
Versicherten an. 3Die hauptamtlichen Vor-
standsmitglieder sollen die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwal-
tungsdienst besitzen oder ein Studium der 
Wirtschaftswissenschaften mit einer Hoch-
schulprüfung abgeschlossen haben oder 
über besondere Kenntnisse im Bank- oder 
Versicherungswesen verfügen.“ 

     eingefügt. 

  c) Die Sätze 2 und 3 bis 7 des bisherigen Absat-
zes 1 werden gestrichen. 

  d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

    Die bisherigen Sätze 3 und 5 des Absatzes 1 
werden zu Absatz 3; dieser erhält die folgende 
Fassung: 

    „(3) Die Mitglieder werden vom Verwaltungsrat 
gewählt. Eine Abwahl aus wichtigem Grund 
ist möglich; Wiederwahl ist zulässig.“ 

  e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

    Der bisherige Satz 6 des Absatzes 1 wird  
Absatz 4 und erhält die folgende Fassung: 

    „(4) Der Vorstand wählt aus der Mitte der 
ehrenamtlichen Mitglieder den Vorsitzenden 
sowie einen ersten und einen zweiten stellver-
tretenden Vorsitzenden.“ 

  f)  Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
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    Der bisherige Satz 7 des Absatzes 1 wird zu 

Absatz 5 und wie folgt geändert: 

    Das Wort „Vorstandsmitglied“ wird durch das 
Wort „Mitglied“ ersetzt. Die Worte „der ein 
Stellvertreter“ werden gestrichen. 

  g) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

    Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 6 und 
wie folgt geändert: 

    In Satz 1 wird vor dem Wort „Stellvertreter“ 
das Wort „seinem“ durch das Wort „einem“ er-
setzt. Nach dem Wort „Mitglieder“ werden die 
Worte „des Vorstandes“ gestrichen und der 
folgende Halbsatz: 

    „, von denen mindestens ein hauptamtliches 
Mitglied sein muß,“ 

    eingefügt. 

  h) Der Absatz 3 wird gestrichen. 

  i)  Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

    aa) Die bisherigen Sätze 1, 4 und 5 des Absat-
zes 3 werden als Absatz 7 Satz 1 bis 3 
eingefügt. 

    bb) Die Sätze 2 bis 3 erhalten die folgende 
Fassung: 

     „2Die hauptamtlichen Mitglieder des Vor-
standes führen die laufenden Geschäfte. 
3Der Vorstand erläßt eine Geschäftsord-
nung; diese bedarf der Genehmigung des 
Verwaltungsrates.“ 

  j)  Es wird der folgende Absatz 8 neu eingefügt: 

    Der bisherige Satz 2 des Absatzes 3 wird zu 
Absatz 8 und in Satz 1 und 2 aufgespalten; 
diese erhalten die folgende Fassung: 

    „1Der Vorstand stellt den Jahresabschluß und 
die Richtlinien für die Anlegung des Vermö-
gens auf. 2Er setzt den Umlagesatz fest.“ 

  k) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 9 und 
wie folgt geändert: 

    aa) In Satz 3 wird das Wort „ergeht“ durch das 
Wort „erfolgt“ ersetzt. 

    bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 

     „In dringenden Fällen kann von der Einhal-
tung der Frist abgesehen werden.“ 

  l)  Es wird folgender Absatz 10 neu eingefügt: 

    aa) Die bisherigen Sätze 1, 2, 5, 6 und 7 des 
Absatzes 5 werden zu Absatz 10 Satz 1 
bis 5 und wie folgt geändert: 

    bb) In Satz 1 wird das Wort „sein“ durch das 
Wort „ein“ ersetzt. 

    cc) Satz 2 erhält die Fassung: 

     „2Der Vorsitzende des Verwaltungsrates ist 
berechtigt, an den Sitzungen beratend teil-
zunehmen.“ 

    dd) In Satz 4 werden die Worte „zwei Vor-
standsmitgliedern“ durch die Worte „einem 
weiteren Mitglied“ ersetzt. 

    ee) In Satz 5 werden die Worte „der Vorsitzen-
de“ und der Halbsatz „, wenn kein Wider-
spruch erfolgt“ gestrichen. Das Wort „her-
beiführen“ wird in die Worte „herbeigeführt 
werden“ abgeändert. 

    ff) Es wird ein neuer Satz 6 eingefügt, welcher 
wie folgt lautet: 

     „6Näheres regelt die Geschäftsordnung.“ 

  m) Es wird der folgende Absatz 11 neu eingefügt: 

    aa) Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 11. 

    bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

     „2Er ist auf sein Verlangen vorher zu hören.“ 

  n) Der bisherige Absatz 7 wird gestrichen. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „21“ durch die 
Zahl „15“ ersetzt. 

  b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

    aa) In Satz 1 Buchst. a wird das Wort „zwei“ 
durch das Wort „drei“ ersetzt. 

    bb) In Satz 1 Buchst. b wird der Halbsatz: 

     „die Tarifgemeinschaft evangelisch-
kirchlicher Körperschaften in Rheinland 
und Westfalen sieben Mitglieder“ gestri-
chen und der folgende Halbsatz: 

     „die Vorstände der Diakonischen Werke 
Rheinland und Westfalen je ein Mitglied,“ 

     neu eingefügt. 

    cc) In Satz 1 Buchst. c werden die Halbsätze: 

     „für die angestelltenversicherungspflichti-
gen Mitarbeiter sieben Mitglieder, für die 
arbeiterrentenversicherungspflichtigen Mit-
arbeiter drei Mitglieder“ 

     gestrichen und durch das Wort „sieben“ 
und das Wort „Mitglieder“ ersetzt. 

    dd) In Satz 2 werden die Worte „Buchstaben b 
und“ gestrichen und durch das Wort 
„Buchstabe“ ersetzt. 

    ee) Satz 3 wird gestrichen. 

    ff) Die Sätze 4 bis 6 werden zu 3 bis 5. 

    gg) Satz 7 wird gestrichen. 

  c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

    aa) In Satz 1 wird das Wort „bestellt“ durch das 
Wort „wählt“ und die Worte „und den“ wer-
den durch die Worte „sowie einen ersten 
und einen zweiten“ ersetzt. 

    bb) In Satz 2 wird das Wort „seinem“ durch die 
Worte „einem seiner“ und das Wort „elf“ 
durch das Wort „sieben“ ersetzt. 

  d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

    aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

     (1) Der Buchstabe e wird zu Buchstabe a 
und erhält folgende Fassung: 

       „a) Wahl und Abwahl der ehrenamt-
lichen Mitglieder des Vorstandes,“ 

     (2) Der Buchstabe a wird zu Buchstabe b; 
die Worte „des Haushaltsplanes (§ 70) 
und“ werden gestrichen; das Wort „Jah-
resrechnung“ wird durch das Wort „Jah-
resabschluß“ ersetzt; der Klammerver-
weis wird gestrichen. 

     (3) Es wird der folgende neue Buchstabe c: 
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       „c) Bestellung eines Wirtschaftsprüfers 

für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses,“ 

       eingefügt. 

     (4) Es wird der folgende neue Buchstabe d: 

       „d) Genehmigung der vom Vorstand er-
lassenen Geschäftsordnung,“ 

       eingefügt. 

     (5) Der bisherige Buchstabe c wird Buch-
stabe e; die Worte „Erlaß von“ werden 
gestrichen und durch die Worte „Ge-
nehmigung der vom Vorstand aufge-
stellten“ ersetzt. 

     (6) Der bisherige Buchstabe b wird zu 
Buchstabe f; der Klammerverweis wird 
gestrichen. 

     (7) Der bisherige Buchstabe d wird zu 
Buchstabe g. 

     (8) Der bisherige Buchstabe f wird zu 
Buchstabe h. 

     (9) Der bisherige Buchstabe g wird zu 
Buchstabe i. 

    bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut: 

     „2Die hauptamtlichen Mitglieder des Vor-
standes werden in einer gemeinsamen Sit-
zung mit dem Verwaltungsrat der Gemein-
samen Versorgungskasse für Pfarrer und 
Kirchenbeamte gewählt.“ 

     angefügt. 

  e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

    aa) In Satz 2 wird das Wort „Verwaltungsrats-
mitglieder“ durch das Wort „Mitglieder“ er-
setzt; die Worte „beim Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates“ werden gestrichen. 

    bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 

     „4In dringenden Fällen kann von der 
Einhaltung der Frist abgesehen werden.“ 

  f)  Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

    aa) Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

     „1Der Vorsitzende oder ein Stellvertreter 
leitet die Sitzung.“ 

    bb) In Satz 2 wird die Zahl „5“ nach dem Wort 
„Absatz“ durch die Zahl „10“ und die Zah-
len „5“ und „6“ nach dem Wort „Satz“ durch 
die Zahlen „3“ und „4“ ersetzt. 

    cc) In Satz 3 werden die Worte „und die Ge-
schäftsführer“ sowie „in der Regel“ gestri-
chen; vor dem Wort „an“ wird das Wort „be-
ratend“ eingefügt. 

  g) In Absatz 7 wird die Zahl „6“ durch die Zahl 
„11“ ersetzt. 

  h) In Absatz 8 Satz 1 wird der Buchstabe „g“ 
durch den Buchstaben „i“ ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

  a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der Ta-
rifgemeinschaft evangelisch-kirchlicher Kör-
perschaften in Rheinland und Westfalen und“ 
sowie „jeweils auf die Dauer von fünf Jahren“ 
gestrichen. 

  b) Absatz 6 wird gestrichen. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

   „1Mitglied des Vorstandes und des Verwaltungs-
rates kann nur sein, wer 

    a) für diese Aufgabe fachlich befähigt ist und 

    b) die Befähigung zum Amt eines Presbyters 
in der Evangelischen Kirche im Rheinland 
oder in der Evangelischen Kirche von 
Westfalen oder eines Kirchenältesten in 
der Lippischen Landeskirche besitzt oder 
ordinierter Theologe in einer dieser Kirchen 
ist.“ 

  b) In Absatz 2 werden die Worte „im Vorstand, im 
Verwaltungsrat“ gestrichen und durch die Wor-
te „in beiden Organen“ ersetzt. 

  c) Es wird ein neuer Absatz 3 mit folgender Fas-
sung: 

    „1Die Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder 
des Vorstandes und des Verwaltungsrates be-
trägt grundsätzlich fünf Jahre; sie endet mit 
Ablauf des Jahres, in dem das 65. Lebensjahr 
vollendet wird. 2Nach Ablauf der Amtszeit blei-
ben die bisherigen Mitglieder bis zur ersten 
Sitzung des Organs in seiner neuen Zusam-
mensetzung im Amt. 3Die Amtszeit der haupt-
amtlichen Mitglieder des Vorstandes wird von 
den Verwaltungsräten beider Versorgungs-
kassen im Einzelfall festgesetzt. 4Die Amtszeit 
der Mitglieder des Schiedsausschusses be-
trägt fünf Jahre. 5Der Schiedsausschuß bleibt 
im Amt, bis ein neuer Schiedsausschuß be-
stellt ist.“ 

    eingefügt. 

  d) Absatz 3 wird zu Absatz 4 und wie folgt geän-
dert: 

    aa) Die Sätze 1 und 2 werden mit folgendem 
Wortlaut: 

     „1Die ehrenamtlichen Mitglieder der Orga-
ne der Kasse und des Schiedsausschus-
ses erhalten für die Teilnahme an einer 
Sitzung Reisekostenvergütung nach den 
für die Beamten des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Bestimmungen und 
anstelle des Tagegeldes ein Sitzungsgeld.“ 

     in einem Satz 1 zusammengefaßt. 

    bb) Es wird ein neuer Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut: 

     „2Etwaiger Verdienstausfall wird erstattet.“ 

     eingefügt. 

  e) Absatz 4 wird zu Absatz 5. 

    In Absatz 5 wird nach dem Wort „Vorstandes“ 
das Wort „und“ gestrichen und durch ein 
Komma ersetzt; die Worte „ihre Stellvertreter“ 
werden gestrichen und durch die Worte „stell-
vertretenden Mitglieder des Verwaltungsrates“ 
ersetzt. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

  a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
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    aa) In Satz 2 werden die Worte „des Vorstan-

des und des Verwaltungsrates“ gestrichen 
und durch die Worte „der Organe“ ersetzt. 

    bb) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 

     „4Je nach Auftrag der Kirchenleitungen ha-
ben die Prüfer der landeskirchlichen Rech-
nungsprüfungsämter das Recht zur Ein-
sichtnahme in alle Geschäftsunterlagen der 
Kasse.“ 

  b) In Absatz 2 wird vor dem Wort „Ministerium“ 
das Wort „zuständigen“ eingefügt; die Worte 
„für Stadtentwicklung, Kultur und Sport“ wer-
den gestrichen. 

  c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

    aa) In Satz 1 werden die Worte „der Vorstand 
oder der Verwaltungsrat“ gestrichen und 
durch die Worte „ein Organ“; das Wort „be-
hindert“ wird durch das Wort „gehindert“; 
das Wort „er“ wird durch das Wort „es“  
ersetzt. 

    bb) In Satz 2 werden die Worte „Vorstandes 
oder des Verwaltungsrates“ gestrichen und 
durch das Wort „Organs“ ersetzt. 

  d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

    aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

     (1) In Buchstabe a wird der Klammerver-
weis gestrichen. 

     (2) In Buchstabe b wird der Halbsatz: 

       „die Richtlinien für die Anlegung des 
Vermögens (§ 4 Abs. 4 Buchst. c)“ 

     gestrichen. 

     (3) Buchstabe c wird zu Buchstabe b; der 
Klammerverweis wird gestrichen. 

     (4) Der Buchstabe „d“ und die Worte: 

       „der Haushaltsplan der Kasse (§ 70), 
und“ 

       werden gestrichen. 

     (5) Buchstabe e wird zu Buchstabe c; der 
Klammerverweis wird gestrichen. 

    bb) In Satz 2 werden die Worte „Die Jahres-
rechnung“ durch die Worte „Der Jahre-
sabschluß“ ersetzt; die Klammerverweise 
werden gestrichen. 

7. In § 51 Satz 2 wird der Klammerverweis gestrichen. 

8. In § 69 Abs. 1 werden die Worte „und ihre Verwal-
tungskosten“ gestrichen. 

9. § 70 „Verwaltungskosten“ wird unter Beibehaltung 
der Paragraphenbezeichnung ersatzlos gestrichen. 

10. In § 71 Abs. 2 werden nach dem Wort „Genehmi-
gung“ die Worte „des Verwaltungsrates und“ ein-
gefügt. 

11. § 72 erhält die folgende Fassung: 

„Die Kasse hat nach Ablauf eines jeden Ge-
schäftsjahres einen Jahresabschluß über die 
Aufwendungen und Erträge sowie über das Ver-
mögen (Gewinn- und Verlustrechnung, Bilanz) 
aufzustellen.“ 

12. In § 77 Abs. 2 wird der Klammerverweis gestri-
chen. 

13. Im Anhang 1 wird unter Buchstabe A (Übergangs-
vorschriften) folgende Übergangsvorschrift einge-
fügt: 

„31. Änderung der Satzung 

Übergangsvorschrift 
zu § 6 Abs. 3 Satz 1  2. Halbsatz 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz findet auf die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der 31. Satzungsände-
rung bereits gewählten Vorstands- oder Verwal-
tungsratsmitglieder keine Anwendung; diese blei-
ben bis zum Ablauf der Amtszeit, für die sie  
gewählt wurden, im Amt.“ 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzungsänderung tritt am 1. Mai 1999 in 
Kraft. 

Dortmund, den 30. April 1999 

Der Verwaltungsrat der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 

Kaufmann Hassenpflug Quasdorff 
Vorsitzender Mitglied Mitglied 

 

Die vorstehende 31. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen wird hiermit genehmigt. 

Bielefeld, den 12. Juli 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)                Damke            Kaldewey 

Düsseldorf, den 23. Juli 1999 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

(L. S.)                 Vogel             Drägert 

 

Die vorstehende 31. Änderung der Satzung der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse Rheinland-
Westfalen vom 21. Dezember 1966 / 4. Januar 1967 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes 
über die Verleihung der Rechte einer Anstalt des  
öffentlichen Rechts an die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse Rheinland-Westfalen vom 14. Juli 1964 
(SGV. NRW. 222) staatsaufsichtlich genehmigt. 

Düsseldorf, den 28. Dezember 1999 

Ministerium für Stadtentwicklung, Kultur und 
Sport des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

(L. S.)                  Dr. von Schroeter 
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Satzung des Kirchenkreises Lünen 
der Evangelischen Kirche 

von Westfalen 
Die Kreissynode des Kirchenkreises Lünen hat auf-
grund von Artikel 104 der Kirchenordnung der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen folgende Kreissat-
zung beschlossen: 

§ 1 
Kirchenkreis, Kirchengemeinden 

Zum Kirchenkreis Lünen der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sind die Kirchengemeinden  
Brambauer, Lünen, Lünen-Horstmar, Preußen und 
Selm zusammengeschlossen. 

§ 2 
Körperschaftsrechte, Siegel 

(1) Der Kirchenkreis führt als Körperschaft des öffent-
lichen Rechts ein Siegel. 

(2) Das Siegelbild zeigt ein Kreuz; es ist umschlos-
sen mit den Worten: „Kirchenkreis Lünen“. 

§ 3 
Leitung des Kirchenkreises 

(1) Der Kirchenkreis wird von der Kreissynode und in 
ihrem Auftrag vom Kreissynodalvorstand geleitet. 

(2) Die Superintendentin oder der Superintendent 
trägt die Verantwortung für die Durchführung der Be-
schlüsse der Kreissynode und des Kreissynodalvor-
standes. Die Superintendentin oder der Superinten-
dent vertritt den Kirchenkreis in der Öffentlichkeit. 

§ 4 

Vertretungsbefugnis 

(1) Der Kreissynodalvorstand vertritt unbeschadet 
der Leitungsbefugnis der Kreissynode den Kirchen-
kreis im Rechtsverkehr. 

(2) Urkunden, durch welche für den Kirchenkreis 
rechtsverbindliche Erklärungen abgegeben werden, 
sowie Vollmachten sind von der Superintendentin 
oder dem Superintendenten und einem weiteren Mit-
glied des Kreissynodalvorstandes zu unterzeichnen 
und mit dem Siegel des Kirchenkreises zu versehen. 
Dadurch wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit 
der Beschlussfassung festgestellt. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Geschäfte der laufenden 
Verwaltung. 

§ 5 

Mitglieder der Kreissynode 

(1) Mitglieder der Kreissynode sind 

  a) die Superintendentin oder der Superintendent 
und die übrigen Mitglieder des Kreissynodal-
vorstandes; 

  b) die Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenkrei-
ses, seiner Kirchengemeinden und Verbände 
sowie die Pfarrerinnen und Pfarrer der Verei-
nigten Kirchenkreise Dortmund, die der Kreis-
synode durch Beschluss des Kreissynodalvor-
standes auf Vorschlag des Vorstandes der 
Vereinigten Kirchenkreise zugeordnet sind; 

  c) die Abgeordneten der Kirchengemeinden; 
  d) die vom Kreissynodalvorstand berufenen Mit-

glieder. 
(2) Die Kirchengemeinden entsenden für jede Pfarr-
stelle eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten in 
die Kreissynode. Bei der Entsendung ist eine gleich-
mäßige Berücksichtigung von Frauen und Männern 
anzustreben. Die Abgeordneten müssen die Befähi-
gung zum Amt einer Presbyterin oder eines Presby-
ters haben. 
(3) Im Kirchenkreis tätige Pfarrerinnen und Pfarrer, 
die nicht Mitglieder der Kreissynode sind, Predigerin-
nen und Prediger sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Probedienst (Entsendungsdienst) nehmen an den 
Verhandlungen der Kreissynode mit beratender 
Stimme teil. 

§ 6 

Der Kreissynodalvorstand 

(1) Der Kreissynodalvorstand besteht aus der Super-
intendentin oder dem Superintendenten, der Asses-
sorin oder dem Assessor, der oder dem Scriba und 
fünf weiteren Mitgliedern. 
(2) Für alle Mitglieder des Kreissynodalvorstandes 
mit Ausnahme der Superintendentin oder des Super-
intendenten werden je ein erstes und ein zweites 
stellvertretendes Mitglied bestellt. 
(3) Die Aufgaben des Kreissynodalvorstandes sind 
im Artikel 106 der Kirchenordnung geregelt. 

§ 7 

Ausschüsse, Arbeitskreise und 
Beauftragte des Kirchenkreises 

(1) Die Kreissynode bildet Aufgabenbereiche, in de-
nen die Arbeit der Ausschüsse und Arbeitskreise zu-
sammengefasst und miteinander verbunden werden. 

(2) Der Kreissynodalvorstand wählt aus seiner Mitte 
je eine Vertreterin oder einen Vertreter für die Aufga-
benbereiche des Kirchenkreises. Diese begleiten und 
beraten gemeinsam mit der Superintendentin oder 
dem Superintendenten die im jeweiligen Aufgaben-
bereich geleistete Arbeit im Kirchenkreis und beson-
ders in den zuständigen Ausschüssen und Arbeits-
kreisen. Ihre weiteren Aufgaben regelt die Ge-
schäftsordnung der Kreissynode. 

(3) Die Kreissynode bildet die Ausschüsse des Kir-
chenkreises und beauftragt sie mit der Wahrneh-
mung der Geschäfte im jeweiligen Arbeitsbereich, 
soweit nichts anderes geregelt ist. Die Ausschüsse 
sind ständige Ausschüsse gemäß Artikel 102 Ab-
satz 2 der Kirchenordnung. 

(4) Die Kreissynode bildet folgende ständige Aus-
schüsse: 
  a) Jugendausschuss; 
  b) Ausschuss für Tageseinrichtungen für Kinder; 
  c) Ausschuss für diakonische Einrichtungen; 
  d) Ausschuss für gesellschaftliche Verantwortung 

und Diakonie; 
  e) Ausschuss für Frauenfragen; 
  f)  Ausschuss für Theologie und Kirche; 
  g) Nominierungsausschuss; 

  h) Rentamtsausschuss. 
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(5) Der Kreissynodalvorstand bildet Arbeitskreise, die 
als Ausschüsse gemäß Artikel 102 Absatz 3 der Kir-
chenordnung vom Kreissynodalvorstand für beson-
dere Aufgaben gebildet werden können. Die Arbeits-
kreise nehmen ihre Aufgaben im Rahmen der Be-
schlüsse der Kreissynode und des Kreissynodalvor-
standes wahr. 
(6) Die Kreissynode und der Kreissynodalvorstand 
können für die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben 
Beauftragte bestellen. 
(7) Die Wahlen der Kreissynode werden vom Nomi-
nierungsausschuss vorbereitet. Für die Wahlen zum 
Kreissynodalvorstand nimmt der Nominierungsaus-
schuss unter anderem Vorschläge aus den Aufga-
benbereichen des Kirchenkreises für je ein zu wäh-
lendes Mitglied des Kreissynodalvorstandes entge-
gen und legt diese der Kreissynode vor. 
(8) Der Rechnungsprüfungsausschuss überwacht die 
Vermögens- und Finanzverwaltung des Kirchenkrei-
ses und der Kirchengemeinden. Die Zusammenset-
zung und die Geschäftsführung des Rechnungsprü-
fungsausschusses ergeben sich aus der Ordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen für das 
Rechnungsprüfungswesen. 

§ 8 
Geschäftsordnung 

(1) Die Kreissynode gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Die Geschäftsordnung regelt die Gliederung der 
Aufgabenbereiche des Kirchenkreises, die Aufgaben 
und Zusammensetzung der Ausschüsse und Arbeits-
kreise sowie deren Arbeitsweise, soweit andere Sat-
zungen nichts Abweichendes bestimmen. 

§ 9 
Verwaltung des Kirchenkreises 

Die Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben des 
Kirchenkreises ist gesondert geregelt. 

§ 10 
Bekanntmachung von Satzungen 

Die Satzungen des Kirchenkreises Lünen werden im 
Kirchlichen Amtsblatt der Evangelischen Kirche von 
Westfalen veröffentlicht. 

§ 11 
Genehmigungsvorbehalt, 

In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung bedarf der Genehmigung des 
Landeskirchenamtes der Evangelischen Kirche von 
Westfalen. 
(2) Sie tritt am 1. April 2000 in Kraft. 
(3) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung des  
Kirchenkreises Lünen über die Bildung eines Jugend-
ausschusses vom 9. Februar 1981 außer Kraft. 

Lünen, 29. November 1999 

Kirchenkreis Lünen 
Der Kreissynodalvorstand 

              Jürgen Lembke Horst Prenzel 
(L. S.)  Wolfgang Möller Margret Mitze 
              Dirk Berger August-Wilhelm Meier 
              Renate Czech Renate Irrgang 

Genehmigung 
Die Satzung des Kirchenkreises Lünen der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen (Kreissatzung) wird in 
Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des 
Kirchenkreises Lünen vom 29. November 1999  

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 22. März 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 

(L. S.)  Grünhaupt 
Az.: 09103/Lünen I 

 

 

 

Satzung über die Leitung der  
Evangelischen Kirchengemeinde 
Schwelm sowie ihre Gliederung 

in Bezirke und Fachbereiche 

Aufgrund der Artikel 74 und 77 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1999 
(KABl. 1999 S. 1) hat das Presbyterium der Ev. Kir-
chengemeinde Schwelm in seiner Sitzung vom 
21. September 1999 folgende Neufassung der Ge-
meindesatzung vom 24. September 1991 beschlos-
sen: 

§ 1 
Gliederung der Gemeinde 

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Schwelm 
(6 Pfarrbezirke) wird zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben in Gemeindebezirke und Fachbereiche geglie-
dert. 

(2) Das Presbyterium bildet folgende Gemeindebe-
zirke: 

  a) Stadtmitte-Linderhausen 
(Christuskirche/Petrus-Gemeindehaus,  
Gemeindehaus Linderhausen), 
5. und 6. Pfarrbezirk 

  b) West (Martin-Luther-Haus), 
3. Pfarrbezirk 

  c) Loh (Paulus-Gemeindehaus), 
1. Pfarrbezirk, 

  d) Ost (Johannes-Gemeindehaus, Schwelmer  
Höhe), 
2. und 4. Pfarrbezirk. 

(3) Das Presbyterium bildet folgende Fachbereiche: 

  a) Bau- und Friedhofsangelegenheiten, Umwelt-
schutz 

  b) Kindergartenarbeit 

  c) Diakonie und Sozialarbeit, 

  d) Kirchenmusik, 

  e) Jugend und Schule, 

  f)  Volksmission, Erwachsenenbildung und  
Öffentlichkeitsarbeit, 

  g) Weltmission und Ökumene. 
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(4) Das Presbyterium bildet Ausschüsse zur Wahr-
nehmung der Aufgaben in den Fachbereichen. 

(5) Der Vorstand des Feierabendhauses und das Ku-
ratorium Albert und Luise Hedtmann-Stiftung sind 
Fachausschüsse mit eigener Satzung. 

(6) Das Presbyterium entsendet entsprechend der 
Satzung des Diakoniestationen-Verbundes des Kir-
chenkreises Schwelm Mitglieder in das Kuratorium 
der Diakoniestation Schwelm. 

§ 2 
Presbyterium 

(1) Dem Presbyterium obliegen die Planung und Lei-
tung der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen Kir-
chengemeinde Schwelm sowie die Vertretung der 
Kirchengemeinde in der Öffentlichkeit und im 
Rechtsverkehr. Insbesondere nimmt es die in Artikel 
56 und 57 der Kirchenordnung umschriebenen Auf-
gaben wahr, soweit diese nicht dem Geschäftsfüh-
renden Ausschuss oder den Bezirks- und Fachaus-
schüssen übertragen sind. 

(2) Das Presbyterium entscheidet 

  a) in allen Angelegenheiten, die ihm nach den 
kirchenrechtlichen Vorschriften vorbehalten 
sind und die es nicht übertragen kann, 

  b) in allen übrigen Angelegenheiten, sofern sie 
nicht nach den Bestimmungen dieser Satzung 
auf einen Ausschuss übertragen worden sind. 

Das Presbyterium kann im Einzelfall eine Entschei-
dung an sich ziehen und Beschlüsse der Ausschüsse 
aufheben oder ändern; bereits ausgeführte Maß-
nahmen bleiben unberührt. 

(3) Das Presbyterium kann bestimmte Angelegenhei-
ten, die nach den kirchenrechtlichen Vorschriften ü-
bertragbar sind, durch besonderen Beschluss der 
oder dem Vorsitzenden des Presbyteriums, einer 
Kirchmeisterin oder einem Kirchmeister oder einem 
Ausschuss übertragen. 

(4) Das Presbyterium erlässt ergänzend zu der 
Regelung der Satzung eine Geschäftsordnung, die 
auch für das Verfahren in den Ausschüssen ver-
bindlich ist. (5) Nach der Neuwahl muss die erste Sitzung des 
Presbyteriums innerhalb eines Monats nach der Ein-
führung der Presbyterinnen und Presbyter stattfin-
den. In dieser Sitzung entscheidet es auch über die 
Besetzung der Ausschüsse mit Presbyteriumsmit-
gliedern und wählt die Kirchmeisterinnen und/oder 
Kirchmeister. Weitere Mitglieder der Ausschüsse 
werden auf Vorschlag der Ausschüsse vom Presby-
terium berufen. 

(6) Die oder der Vorsitzende des Presbyteriums wird 
jährlich vom Presbyterium neu gewählt. Die Stellver-
tretung liegt bei der Amtsvorgängerin oder bei dem 
Amtsvorgänger. 

§ 3 

Geschäftsführender Ausschuss 
(1) Der Geschäftsführende Ausschuss führt die lau-
fenden Geschäfte und koordiniert die Arbeit der Be-
zirks- und Fachausschüsse. Er bereitet alle Sitzun-
gen des Presbyteriums einschließlich der Abfassung 
von Beschlussfassungen vor. 

Für Beschlussvorschläge anderer Ausschüsse wer-
den in rechtlicher und finanzieller Hinsicht, soweit er-
forderlich, Stellungnahmen erarbeitet. 

(2) Der Geschäftsführende Ausschuss hat insbeson-
dere die Aufgabe, 

  a) die Haushaltspläne aufzustellen. Die Bezirks- 
und Fachausschüsse haben bis zum 31. 10. 
des laufenden Jahres ihren Bedarf für das 
kommende Haushaltsjahr anzumelden. 

  b) über Personalangelegenheiten im Rahmen der 
Haushalts- und Stellenpläne sowie über die 
entsprechenden Dienstanweisungen zu ent-
scheiden. Der Feierabendhaus-Vorstand ent-
scheidet im Rahmen seiner Satzung selbstän-
dig. Personalangelegenheiten von Pfarrerin-
nen und Pfarrern sowie von Mitarbeitenden in 
leitenden Positionen (Leiterin oder Leiter des 
Feierabendhauses, Friedhofsverwalterin oder 
Friedhofsverwalter, Kantorin oder Kantor, Lei-
terin oder Leiter der Kindergärten, Leiterin o-
der Leiter des Gemeindebüros, Jugendmit- 
arbeiterinnen und Jugendmitarbeiter, Leiterin 
oder Leiter der Sozialen Beratungs- und 
Betreuungsstelle) bleiben der Beschlussfas-
sung durch das Presbyterium vorbehalten. Die 
Bezirks- und Fachausschüsse sowie die Mit-
arbeitervertretung und die Gleichstellungsbe-
auftragte sind vorher zu beteiligen. 

  c) über die Annahme von Dauergrabpflegen zu 
beschließen, 

  d) über die Vermietung von Wohnräumen in den 
kirchlichen Gebäuden sowie über die Vermie-
tung von Garagen und Stellplätzen zu ent-
scheiden, 

  e) Gehaltsvorschüsse und Geschenke aus per-
sönlichen Anlässen im Rahmen des Haus-
haltsplanes und der dazu ergangenen Richt- 
linien zu gewähren sowie 

  f)  privateigene Fahrzeuge für Dienstfahrten 
anzuerkennen. 

(3) Dem Geschäftsführenden Ausschuss gehören an: 

  a) die oder der Vorsitzende des Presbyteriums 
und eine weitere vom Presbyterium benannte 
Pfarrerin oder ein weiterer vom Presbyterium 
benannter Pfarrer. 

  b) die Kirchmeisterinnen und/oder Kirchmeister 
sowie 

  c) aus jedem Pfarrbezirk eine Presbyterin oder 
ein Presbyter, die oder der vom Presbyterium 
gewählt wird, soweit der Pfarrbezirk nicht 
schon durch eine Kirchmeisterin und/oder  
einen Kirchmeister vertreten ist. 

(4) Den Vorsitz des Geschäftsführenden Ausschus-
ses hat die Finanzkirchmeisterin oder der Finanz-
kirchmeister. Die Vertretung liegt bei der Baukirch-
meisterin oder dem Baukirchmeister. 

§ 4 
Bezirksausschüsse 

(1) Für die Planung und Leitung der kirchlichen Arbeit 
in den einzelnen Gemeindebezirken werden Be-
zirksausschüsse gebildet. 
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(2) Die Bezirksausschüsse nehmen ihre Aufgaben im 
Rahmen der Planung und Leitung des Presbyteriums 
in eigener Verantwortung wahr. 

(3) Die Bezirksausschüsse haben insbesondere die 
Aufgabe, in ihren Gemeindebezirken 

  a) über besondere Gottesdienste sowie über die 
Gestaltung von Gottesdiensten zu entschei-
den, 

  b) im Rahmen der kirchlichen Ordnung den Aus-
tausch von Kollekten in Hauptgottesdiensten 
zu beantragen, 

  c) alle Fragen, die Amtshandlungen betreffen, zu 
regeln, 

  d) beim kirchlichen Unterricht, bei der Vorstellung 
der Konfirmandinnen und Konfirmanden, bei 
der Konfirmation sowie bei der Zulassung zum 
Heiligen Abendmahl mitzuwirken, 

  e) in Zusammenarbeit mit den anderen Be-
zirksausschüssen und Fachausschüssen die 
Aufgaben der unter § 1 (3) beschriebenen 
Fachbereiche zu fördern und zu koordinieren, 

  f)  über die Verwendung der zugewiesenen 
Haushaltsmittel zu beschließen, 

  g) die Aufsicht über die kirchlichen Gebäude zu 
führen, bauliche Schäden sowie Beeinträch- 
tigungen an unbebauten kirchlichen Grund- 
stücken zu melden sowie bauliche Verände-
rungen oder Neubauten vorzuschlagen, 

  h) für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den 
kirchlichen Gebäuden zu sorgen, die vom 
Presbyterium zu genehmigende Hausordnung 
zu erstellen sowie die Einhaltung dieser Haus-
ordnung zu überwachen, 

  i)  über die Benutzung bzw. Vermietung der 
kirchlichen Räume zu entscheiden, 

  j)  Vorschläge über die Vermietung von Wohn-
räumen in den kirchlichen Gebäuden sowie 
über die Vermietung von Garagen und Stell-
plätzen zu unterbreiten, 

  k) Personalangelegenheiten zu beraten, 

  l)  Personaleinstellungen im Rahmen des Stel-
lenplanes vorzuschlagen (ggf. unter Beteili-
gung der Fachausschüsse); die Mitarbeiterver-
tretung und die Gleichstellungsbeauftragte 
sind zu beteiligen, 

  m) Dienstanweisungen der Mitarbeitenden vorzu-
bereiten (ggf. unter Beteiligung der Fachaus-
schüsse); die Mitarbeitervertretung und die 
Gleichstellungsbeauftragte sind zu beteiligen 
und 

  n) für die notwendigen Zusammenkünfte zu sor-
gen. 

(4) Der Bezirksausschuss Stadtmitte-Linderhausen 
ist verantwortlich für die Gottesdienste in der Christus-
kirche mit Ausnahme von Amtshandlungen und Kon-
firmationen anderer Bezirke sowie gesamtgemeindli-
chen Gottesdiensten. 

(5) Die Protokolle der Bezirksausschüsse sind der 
oder dem Vorsitzenden des Presbyteriums sowie der 
oder dem Stellvertretenden und den Kirchmeisterin-
nen oder Kirchmeistern zur Kenntnis zu geben. 

(6) Den Bezirksausschüssen gehören an: 

  a) die Pfarrerinnen und Pfarrer der Gemeinde- 
bezirke, 

  b) die Presbyterinnen und Presbyter der Ge-
meindebezirke, 

  c) weitere Gemeindeglieder, die auf Vorschlag 
der zum Gemeindebezirk gehörenden Mitglie-
der des Presbyteriums vom Presbyterium be-
rufen werden; sie müssen die Befähigung zum 
Amt einer Presbyterin oder eines Presbyters 
haben, 

  d) Vertreterinnen und Vertreter der zum Gemein-
debezirk gehörenden haupt- bzw. nebenberuf-
lichen Mitarbeitenden, die auf Vorschlag der 
zum Gemeindebezirk gehörenden Mitglieder 
des Presbyteriums vom Presbyterium berufen 
werden. 

Die Anzahl der Mitglieder zu a) und b) muss um 
mindestens eine Person höher sein als die Anzahl 
der Mitglieder zu c) und d). 

  e) Weitere Vertreterinnen und Vertreter der zum 
Bezirk gehörenden haupt-, neben- und ehren-
amtlich Mitarbeitenden können als Gäste mit 
beratender Stimme hinzugezogen werden. 

(7) Die oder der Vorsitzende und ihre oder seine 
Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter wer-
den vom Bezirksausschuss aus seiner Mitte gewählt. 
Beide müssen stimmberechtigt oder mit beratender 
Stimme dem Presbyterium angehören. 

§ 5 

Fachausschüsse 
(1) Für die Planung und Leitung der kirchlichen Arbeit 
in den einzelnen Fachbereichen werden Fachaus-
schüsse gebildet. 

(2) Die Fachausschüsse nehmen ihre Aufgaben im 
Rahmen der Planung und Leitung des Presbyteriums 
in eigener Verantwortung wahr. 

(3) Die Fachausschüsse haben insbesondere die 
Aufgabe, 

  a) die Fachaufgaben in der Gesamtgemeinde in 
Zusammenarbeit mit den Bezirksausschüssen 
zu fördern und zu koordinieren, 

  b) über die Verwendung der zugewiesenen 
Haushaltsmittel zu beschließen, 

  c) Personalangelegenheiten zu beraten,  

  d) Personaleinstellungen im Rahmen des Stel-
lenplanes für den betreffenden Fachbereich 
vorzuschlagen (ggf. unter Beteiligung der Be-
zirksausschüsse); die Mitarbeitervertretung 
und die Gleichstellungsbeauftragte sind zu 
beteiligen, 

  e) Dienstanweisungen der Mitarbeitenden in dem 
jeweiligen Fachbereich vorzubereiten (ggf. un-
ter Beteiligung der Bezirksausschüsse); die 
Mitarbeitervertretung und die Gleichstellungs-
beauftragte sind zu beteiligen, 

  f)  für die notwendigen Zusammenkünfte zu sor-
gen sowie 

  g) bauliche Veränderungen oder Neubauten für 
den Fachbereich vorzuschlagen. 

(4) Die Protokolle der Fachausschüsse sind der oder 
dem Vorsitzenden des Presbyteriums sowie den 
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Kirchmeisterinnen bzw. Kirchmeistern zur Kenntnis 
zu geben. 

(5) Den Fachausschüssen gehören an: 

  a) die für den Fachbereich gewählten Pfarrerin-
nen und Pfarrer, 

  b) die für den Fachbereich gewählten Presbyte-
rinnen und Presbyter, 

  c) weitere sachkundige Gemeindeglieder, die auf 
Vorschlag der zum Fachbereich gehörenden 
Mitglieder des Presbyteriums vom Presbyteri-
um berufen werden. Sie müssen die Befähi-
gung zum Amt einer Presbyterin oder eines 
Presbyters haben. 

  d) haupt- bzw. nebenberufliche Mitarbeitende, 
die auf Vorschlag der zum Fachbereich gehö-
renden Mitglieder des Presbyteriums vom 
Presbyterium berufen werden. 

Die Anzahl der Mitglieder zu a) und b) muss um 
mindestens eine Person höher sein als die Anzahl 
der Mitglieder zu c) und d). 

  e) Die Fachausschüsse können zu ihren Sitzun-
gen Mitarbeitende sowie sachkundige Ge-
meindeglieder als Gäste hinzuziehen. Die 
Vorsitzenden der Fachausschüsse sorgen für 
die Ausführung der Beschlüsse, sie unterrich-
ten das Presbyterium regelmäßig über ihre 
Arbeit. 

(6) Die oder der Vorsitzende und ihre/seine Stell-
vertreterin oder ihr/sein Stellvertreter werden von 
dem Fachausschuss aus seiner Mitte gewählt. Beide 
müssen stimmberechtigt oder mit beratender Stimme 
dem Presbyterium angehören. 

(7) Den Vorsitz des Ausschusses für Bau- und Fried-
hofsangelegenheiten hat die Baukirchmeisterin oder 
der Baukirchmeister. Die Vertretung liegt bei der Fi-
nanzkirchmeisterin oder dem Finanzkirchmeister. 

§ 6 
Grundsatz der Zusammenarbeit 

(1) Das Presbyterium sowie alle Ausschüsse unter-
stützen sich gegenseitig bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben und stellen sich die erforderlichen Informa-
tionen und Unterlagen zur Verfügung. 

(2) Angelegenheiten, die die Zuständigkeit mehrerer 
Ausschüsse berühren, werden in gegenseitigem Ein-
vernehmen entschieden. 

Wird ein Einvernehmen nicht erreicht, entscheidet 
das Presbyterium. 

§ 7 
Verwaltung 

(1) Das Gemeindeamt (Gemeindebüro) erledigt die  
in der Kirchengemeinde anfallenden Verwaltungs- 
arbeiten, soweit nicht nach der Satzung des Kreis- 
kirchenamtes Schwelm das Kreiskirchenamt zustän-
dig ist. 

(2) Die Aufsicht übt die oder der Vorsitzende des 
Presbyteriums aus. 

§ 8 
In-Kraft-Treten 

Die Neufassung der Satzung tritt mit Erteilung der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung in Kraft. 

Schwelm, den 25. Januar 2000 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde Schwelm 

    Pfr. Hans Schmitt  Klaus Ostermann  Günter Zier 
(L. S.) (Vorsitzender)       (Presbyter)      (Presbyter) 

 

Genehmigung 
Die Neufassung der Satzung über die Leitung der 
Evangelischen Kirchengemeinde Schwelm sowie ihre 
Gliederung in Bezirke und Fachbereiche wird in Ver-
bindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums  
der Evangelischen Kirchengemeinde Schwelm vom 
20. Mai 1997 und 21. September 1999 sowie in Ver-
bindung mit dem Beschluss des Kreissynodalvor-
standes des Kirchenkreises Schwelm vom 19. No-
vember 1999 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 15. Februar 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L. S.)  Grünhaupt 

Az.: 9533/Schwelm 9 

 

 

 

Urkunde über die Aufhebung 
einer Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 12 der Kirchenordnung der E-
vangelischen Kirche von Westfalen wird in Verbin-
dung mit § 2 der Dienstordnung für das Landeskir-
chenamt nach Anhörung der Beteiligten Folgendes 
festgesetzt: 

§ 1 

In der Evangelisch-Lutherischen Luther-Kirchenge-
meinde Hagen, Kirchenkreis Hagen, wird die 4. Pfarr-
stelle aufgehoben. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. April 2000 in Kraft. 

Bielefeld, den 28. Februar 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 

(L. S.)   Dr. Hoffmann 
Az.: 11451/Hagen-Luther 1 (4) 

 

 

 

Urkunde über die Teilung 
einer Pfarrstelle 

Gemäß Artikel 12 der Kirchenordnung der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen wird in Verbindung mit 
§ 2 der Dienstordnung für das Landeskirchenamt und 
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Beschluss Nr. 87 der Landessynode 1992 nach  
Anhörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt: 

§ 1 
Die 2. Kreispfarrstelle des Kirchenkreises Hattingen-
Witten wird als Pfarrstelle bestimmt, in der aus-
schließlich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst 
wahrgenommen werden kann. Sie erhält die Beziffe-
rung Pfarrstelle 2.1. 

§ 2 

Im Kirchenkreis Hattingen-Witten wird eine weitere 
Kreispfarrstelle (Pfarrstelle 2.2) errichtet. Diese wird 
gleichfalls als Pfarrstelle bestimmt, in der ausschließ-
lich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst wahrge-
nommen werden kann. 

§ 3 

Die Urkunde tritt am 1. April 2000 in Kraft. 

Bielefeld, den 25. Februar 2000 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 

(L. S.)   Dr. Hoffmann 
Az.: 10941/Hattingen-Witten VI/2.1 

 

 

 

Urkunde über die Teilung 
einer Pfarrstelle 

Gemäß Artikel 12 der Kirchenordnung der Evangeli-
schen Kirche von Westfalen wird in Verbindung mit 
§ 2 der Dienstordnung für das Landeskirchenamt und 
Beschluss Nr. 87 der Landessynode 1992 nach An-
hörung der Beteiligten Folgendes festgesetzt: 

§ 1 

Die Pfarrstellen 5.1 und 5.2 des Kirchenkreises  
Siegen werden wieder zur 5. Kreispfarrstelle des  
Kirchenkreises Siegen zusammengeführt. Die 
5. Kreispfarrstelle wird als Stelle bestimmt, in der 
ausschließlich eingeschränkter pfarramtlicher Dienst 
wahrgenommen werden kann. 

§ 2 

Im Kirchenkreis Siegen wird eine 13. Kreispfarrstelle 
errichtet. Sie wird ebenfalls als Stelle bestimmt, in 
der ausschließlich eingeschränkter pfarramtlicher 
Dienst wahrgenommen werden kann. 

§ 3 

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

Bielefeld, den 28. Dezember 1999 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 

(L. S.)  Damke 
Az.: 58819/Siegen VI (5.2) 

Bekanntmachung des Siegels der 
Evangelischen Kirchengemeinde 
Halver, Kirchenkreis Lüdenscheid 

Landeskirchenamt              Bielefeld, den 1. 2. 2000 
Az.: 61061/Halver 9 S 

Die in der Reformationszeit evangelisch gewordene 
Evangelische Kirchengemeinde Halver führt nunmehr 
folgendes Siegel: 

 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt auf Grund 
von § 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord-
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 

Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 
 

 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelisch-Lutherischen 

Kirchengemeinde Haspe, 
Kirchenkreis Hagen 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 23. 2. 2000 
Az.: 59987/Haspe 9 S 

Die durch Urkunde der Königlichen Regierung in 
Arnsberg vom 8. Januar 1853 und des Königlichen 
Konsistoriums in Münster vom 20. Dezember 1852 
aus den politischen Gemeinden Haspe und Wester-
bauer zu einer eigenen Kirchengemeinde verbunde-
ne frühere Evangelisch-Lutherische Kirchengemein-
de Enneperstraße, die auf Grund der Namensände-
rung durch Urkunde des Königlichen Konsistoriums 
der Provinz Westfalen in Münster vom 18. Mai 1900 
und der Königlichen Regierung in Arnsberg, Abtei-
lung für Kirchen- und Schulwesen, vom 26. Mai 1900 
den Namen Evangelisch-Lutherische Kirchenge-
meinde Haspe trägt, führt nunmehr folgendes Siegel: 

 
Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt auf Grund 
von § 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord-
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 

Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 
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Persönliche und andere Nachrichten 

Ordiniert wurden: 

Pfarrerin z.A. Dr. Susanne  B e i  d e r  W i e d e n  
am 12. März 2000 in Wuppertal-Elberfeld; 

Pfarrer z.A. Rüdiger  H o l t h o f f  am 6. Februar 
2000 in Selm; 

Pfarrerin z.A. Sigrun  K ö n i g  am 24. Februar 2000 
in Dortmund; 

Pfarrerin z.A. Petra  K n i c k m e i e r  am 
17. Februar 2000 in Dortmund; 

Pfarrerin z.A. Almuth  R e i h s - V e t t e r  am 
20. Februar 2000 in Soest; 

Pfarrer z.A. Uwe  R i m b a c h  am 6. Februar 2000 
in Bergkamen-Rünthe; 

Pfarrer z.A. Rüdiger  S c h w u l s t  am 13. Februar 
2000 in Nottuln; 

Pfarrer z.A. Volker  W a l l e  am 23. Januar 2000 in 
Brakel. 

 

Bestätigt sind: 

Pfarrer Martin  H e i d e r  zum Pfarrer der Ev. Kir-
chengemeinde Dortmund-Berghofen, 2. Pfarrstelle, 
Kirchenkreis Dortmund-Süd; 

Pfarrerin Dorothee  S e r e d s z u s  zur Pfarrerin der 
Ev.-Luth. Friedens-Kirchengemeinde Senne I, 1. Pfarr-
stelle, Kirchenkreis Gütersloh; 

Pfarrer Ralf  W i e s c h h o f f  zum Pfarrer der Ev. 
Kirchengemeinde Hombruch, 1. Pfarrstelle, Kirchen-
kreis Dortmund-Süd. 

 

Berufen sind: 

Pfarrer Ulrich  B a h r  zum Inhaber einer Pfarrstelle 
des Pädagogischen Instituts der EKvW zum 11. März 
2000; 

Pfarrer Torsten  B e c k m a n n  zum Pfarrer der Ev. 
Kirchengemeinde Schalksmühle, 2. Pfarrstelle, 
Kirchenkreis Lüdenscheid; 

Pfarrer Karlfried  C o s t  zum Pfarrer des Kirchen-
kreises Vlotho, 1. Kreispfarrstelle; 

Pfarrer Martin  H e i d e r  zum Pfarrer der Ev. Kir-
chengemeinde Dortmund-Berghofen, 2. Pfarrstelle, 
Kirchenkreis Dortmund-Süd; 

Pfarrerin Beate  H e ß l e r - H a b e r l a n d  zur In-
haberin der 6. Pfarrstelle des Gemeindedienstes für 
Mission und Ökumene, Region „Mittleres Westfalen“; 

Pfarrer Matthias  H e u e r  zum Pfarrer der Ev.-Luth. 
Dreifaltigkeits-Kirchengemeinde Hagen, 1. Pfarr-
stelle, Kirchenkreis Hagen; 

Pfarrerin Anke  K l a p p r o d t  zur Pfarrerin der Ev. 
Kirchengemeinde Halver, 3. Pfarrstelle, Kirchenkreis 
Lüdenscheid; 

Pfarrer Martin  P f u h l  zum Pfarrer der Ev. Kirchen-
gemeinde Ibbenbüren, Pfarrstelle 3.2, Kirchenkreis 
Tecklenburg; 

Pfarrer Rudolf  R a h n  zum Pfarrer des Kirchenkrei-
ses Herne, 5. Kreispfarrstelle; 

Pfarrer Uwe  R a h n  zum Pfarrer der Ev. Kirchenge-
meinde Schwelm, 3. Pfarrstelle, Kirchenkreis Schwelm; 

Pfarrer Bernd  R u d o l p h  zum Pfarrer der Ev. Kir-
chengemeinde Brüninghausen, 1. Pfarrstelle, Kirchen-
kreis Lüdenscheid; 

Pfarrerin Dorothee  S e r e d s z u s  zur Pfarrerin der 
Ev.-Luth. Friedens-Kirchengemeinde Senne I, 1. Pfarr-
stelle, Kirchenkreis Gütersloh; 

Pfarrer Jörg  W i n k e l s t r ö t e r  zum Pfarrer der 
Ev. Kirchengemeinde Ladbergen, 2. Pfarrstelle, Kir-
chenkreis Tecklenburg. 

 

Freigestellt worden sind: 

Pfarrer Günter  K r e h e r , Ev. Kirchengemeinde 
Raumland, Kirchenkreis Wittgenstein, gemäß § 79 
Pfarrdienstgesetz; 

Pfarrerin Christine  L i e d t k e , Kirchenkreis  
Wittgenstein, aus familiären Gründen für die Zeit vom 
13. März 2000 bis 12. März 2003; 

Pfarrerin Anja  V o l l e n d o r f , Soest, infolge Beru-
fung zur hauptamtlichen theologischen Mitarbeiterin 
bei der Ev. Frauenhilfe in Westfalen e.V. in Soest; 

Pfarrerin Gudrun  W i t t i g , Ev.-Luth. Kirchen- 
gemeinde Harsewinkel, Kirchenkreis Halle, aus fami-
liären Gründen für die Zeit vom 15. April 2000 bis 
31. Juli 2002. 

 

Entlassen worden ist: 

Pfarrer Dr. Gerd  B u s c h m a n n  zum 16. März 
2000. 

 

Auf eigenen Antrag entlassen worden ist: 

Pfarrer Matthias  D a r g e l , im pfarramtlichen Probe-
dienst (Entsendungsdienst) im Kirchenkreis Schwelm. 

 

In den Ruhestand getreten sind: 

Pfarrer Jens  H a a s e n , Ev.-Luth. Luther-
Kirchengemeinde Hagen (4. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Hagen, zum 1. März 2000; 

Pfarrer Klaus-Dieter  K r ö g e r , Kirchenkreis  
Herford (5. Kreispfarrstelle), zum 1. April 2000; 

Pfarrer Jörg Martin  M e i e r , Dienst an den Schulen, 
zum 1. Januar 2000; 

Pfarrer Hans Gerd  N o w o c z i n , Kirchenkreis 
Hamm (1. Kreispfarrstelle), zum 1. April 2000; 

Pfarrer Peter  S c h u r , Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
Elsey in Hohenlimburg (5. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Iserlohn, zum 1. März 2000; 

Pfarrer Dieter  S t o r k , Kirchenkreis Steinfurt-
Coesfeld-Borken (2. Kreispfarrstelle), zum 1. April 
2000; 

Pfarrer Peter-Michael  U t a s c h , Ev. Kirchen- 
gemeinde Barop (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis  
Dortmund-Süd, zum 1. März 2000; 

Pfarrer Axel  Z a u m , Kirchenkreis Wittgenstein 
(4. Kreispfarrstelle), zum 1. März 2000. 
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Verstorben sind: 

Pfarrer i.R. Wolfgang  B a s t e r t , zuletzt Pfarrer in 
der Ev. Kirchengemeinde Steinhagen, Kirchenkreis 
Halle, am 9. Februar 2000 im Alter von 74 Jahren; 

Pfarrer i.R. Helmut  F e u e r b a u m , zuletzt Pfarrer 
in der Ev. Kirchengemeinde Bochum-Hamme, Kir-
chenkreis Bochum, am 31. Januar 2000 im Alter von 
85 Jahren; 

Pfarrer i.R. Adolf  H a r b e c k e , zuletzt Pfarrer in 
der Ev. Kirchengemeinde Huckarde, Kirchenkreis 
Dortmund-West, am 13. Februar 2000 im Alter von 
79 Jahren; 

Pfarrer i.R. Gerhard  H ü b n e r , zuletzt Pfarrer in 
der Ev. Zions-Kirchengemeinde Herne, Kirchenkreis 
Herne, am 2. März 2000 im Alter von 72 Jahren; 

Pfarrer i.R. Rudolf  L i e p e r t , zuletzt Pfarrer in der 
Ev. Kirchengemeinde Kemminghausen, Kirchenkreis 
Dortmund-Nordost, am 14. März 2000 im Alter von 
66 Jahren; 

Pfarrer i.R. Siegfried  L o t z e , zuletzt Pfarrer in der 
Ev. Kirchengemeinde Bad Berleburg, Kirchenkreis 
Wittgenstein, am 18. Februar 2000 im Alter von 
70 Jahren; 

Pfarrer i.R. Hans-Joachim  P f u h l , zuletzt Pfarrer in 
der Ev. Kirchengemeinde Kirchhörde, Kirchenkreis 
Dortmund-Süd, am 15. März 2000 im Alter von 
64 Jahren; 

Pfarrer i.R. Horst  R ö n i c k , zuletzt Pfarrer in der 
Ev. Kirchengemeinde Unna, Kirchenkreis Unna, am 
29. Februar 2000 im Alter von 68 Jahren; 

Pfarrer i.R. Waldemar  R o s e n l a n d , zuletzt Pfar-
rer in der Ev. Kirchengemeinde Halver, Kirchenkreis 
Lüdenscheid, am 31. Januar 2000 im Alter von 
76 Jahren. 

 

Angestellt sind: 

Studienrat i.E. Wolfgang  M a r c u s , Ev. Gymnasi-
um Lippstadt, als Oberstudienrat i.E. mit Wirkung 
vom 1. März 2000; 

Studienrat z.A.i.E. Florian  P r i t s c h , Ev. Gymna- 
sium Lippstadt, im Planstelleninhaberverhältnis auf 
Lebenszeit als Studienrat im Ersatzschuldienst (i. E.) 
mit Wirkung vom 1. Februar 2000. 

 

Ernannt sind: 

Frau Ute  F a u l e n b a c h , Ev. Gymnasium Mein-
erzhagen, zur Lehrerin für die Sekundarstufe I im 
Kirchendienst (i.K.) unter Berufung in das Kirchen-
beamtenverhältnis auf Lebenszeit mit Wirkung vom 
15. Februar 2000; 

Oberstudienrat i.K. Jürgen  K l e m a n n , Ev. Gym-
nasium Meinerzhagen, zum Studiendirektor zur Ko-
ordinierung schulfachlicher Aufgaben im Kirchen-
dienst (i.K.) mit Wirkung vom 25. Februar 2000; 

Oberstudienrat i.K. Lothar  W a l t e r , Ev. Gymnasi-
um Meinerzhagen, zum Studiendirektor zur Koordi-
nierung schulfachlicher Aufgaben im Kirchendienst 
(i.K.) mit Wirkung vom 25. Februar 2000; 

Studienrätin i.K. Ute  W i l m s m e i e r  an der Hans-
Ehrenberg-Schule zur Oberstudienrätin i.K. mit Wir-
kung vom 1. Februar 2000. 

Stellenangebot: 

(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

In der Evangelischen Kirchengemeinde Sennestadt  
- im Süden der Stadt Bielefeld - ist die 

A -K i rchenmus ike r / i nnen-S te l l e  (100%)  

an der Jesus-Christus-Kirche frühestens zum 
1. August 2000 neu zu besetzen. Der Schwerpunkt 
liegt auf der gottesdienstlich bezogenen Chorarbeit 
sowie auf der Fortführung des reichhaltigen Angebo-
tes Geistlicher Konzerte. 

 

Zu den Aufgaben gehören: 

–  die Leitung der Kantorei (Oratorienerfahrung), des 
Vocal-Ensembles, der Jugendkantorei, des 
Kinderchores und des Kantorei-Orchesters, 

–  das Orgelspiel in Haupt- und Neben-
Gottesdiensten sowie bei Trauungen, nicht bei 
Beerdigungen, 

–  die regelmäßige musikalische Ausgestaltung der 
Gottesdienste, 

–  Organisation und Durchführung der monatlichen 
Geistlichen Konzerte, auch mit auswärtigen 
Künstlern und Orchestern. 

 

An Instrumenten sind vorhanden: K. Schuke-Orgel 
(2 Manuale, 19 Register, Baujahr 1971), Saßmann-
Cembalo (Taskin-Kopie, 2 Manuale, Baujahr 1973) 
Yamaha-Flügel in der Kirche und Bernstein-Flügel im 
Gemeindehaus. Für Aufführungen steht ein Tzschö-
ckel-Positiv (4.½ Register) zur Verfügung. 

 

Von der Bewerberin / dem Bewerber wünschen wir 
uns, dass sie / er 

–  das reichhaltige und qualitativ auf hohem Niveau 
stehende kirchenmusikalische Leben weiter pflegt 
und ausbaut, 

–  Freude hat an anspruchsvoller Chorarbeit, vor al-
lem auch mit Kindern und Jugendlichen, 

–  den Gottesdienst als Zentrum ihrer / seiner Arbeit 
ansieht, 

–  Kontakt hält zum Evangelischen Gymnasium 
Sennestadt, 

–  mit den Pfarrern und dem Presbyterium gut zu-
sammenarbeitet, 

–  Organisationstalent hat. 

 

Die Zugehörigkeit zur Evangelischen Kirche ist 
Voraussetzung. 

Sennestadt ist vor 45 Jahren gegründet worden und 
nach der Gebietsreform Stadtteil von Bielefeld ge-
worden. Die Jesus-Christus-Kirche wurde 1965 ein-
geweiht. Sennestadt hat drei Predigtstellen. Es ist ein 
Stadtteil im Grünen am Hang des Teutoburger Wal-
des. Alle Schularten sind am Ort. Die Zusammenar-
beit mit der Bezirksverwaltung der Stadt ist gut. Ein 
Förderverein der Kantorei unterstützt die kirchenmu-
sikalische Arbeit ideell und finanziell. 

Bei der Wohnungssuche wird das Presbyterium be-
hilflich sein. Auf Wunsch kann ein der Gemeinde ge-
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hörendes Haus mit Garten gemietet werden. Die Be-
zahlung erfolgt nach BAT-KF. 

 

Die evangelische Kirchengemeinde Sennestadt hat 
sich die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel 
gesetzt und sieht den Bewerbungen von Frauen mit 
besonderem Interesse entgegen. Schwerbehinderte 
werden bei gleicher Qualifikation vorrangig berück-
sichtigt. 

 

Bewerbungen bis zum 30. April 2000 an: 

Pfarrer Reinhard Ellsel 

Altmühlstraße 34a 

33689 Bielefeld 

(Telefon: 05205/4010) 

 

Nähere Auskünfte beim o. G. sowie bei Pfarrer 
Dr. Rüdiger Siemoneit, Fuldaweg 3, 33689 Bielefeld 
(Telefon: 05205/3238) und beim derzeitigen Stellen-
inhaber Kantor Martin Hoffmann, Erftweg 78, 33689 
Bielefeld (Telefon: 05205/21556). 

 

 

 

Neu erschienene Bücher 
und Schriften 

Die Buchbesprechungen werden allein von den 
jeweiligen Rezensenten verantwortet 

 

Jürgen Brandt / Dr. Michael Sachs: „Handbuch 
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß“, 
Kompendium für Anwaltschaft, Justiz und Verwal-
tungspraxis, 1. Auflage, Richard Boorberg Verlag, 
Stuttgart, 1999, 1246 Seiten, gebunden, 198,00 DM, 
ISBN 3-415-02505-5. 

Zum Verwaltungsverfahren und zum Verwaltungs-
prozessrecht existieren vielfältige Kommentare, 
Hand- oder Lehrbücher, wobei es sich zum größten 
Teil um alt eingeführte Publikationen handelt. Der  
Richard Boorberg Verlag bietet mit der Herausgabe 
des Kompendiums eine kompakte Zusammenfüh-
rung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwal-
tungsprozessrechts. 

Den einzelnen Kapiteln ist jeweils eine detaillierte 
Gliederung vorangestellt. Randnummern führen 
schnell zur gewünschten Information. Weiterführende 
Hinweise auf Rechtsprechung und Literatur zeigen 
nicht nur den Rechtsstand auf, sie geben auch ab-
weichende Meinungen wieder. Das Werk berücksich-
tigt das Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes und 
der Länder - einschließlich des Verwaltungszustel-
lungs- und des EG-Amtshilfegesetzes - sowie das 
außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren und das 
Verfahren vor den Verwaltungsgerichten nach dem 
Stand vom Dezember 1998. Insbesondere enthält es 
umfassende Erläuterungen zu den Änderungen des 
Prozessrechts durch das Sechste Gesetz zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung. 

An drei Beispielen wird die Tiefe des Kompendiums 
verdeutlicht: 

1. Das oft vernachlässigte Thema der Vollstreckung 
von Verwaltungsentscheidungen wird von Ralf 
Marwinski, Richter am OVG Münster, anhand der 
Regelungen der Verwaltungsvollstreckungsgesetze 
des Bundes und des Landes NRW auf 31 Seiten 
übersichtlich abgehandelt. 

2. Das Thema „Beteiligte und deren Vertretung im 
Gerichtsverfahren“ wird von Jürgen Brandt, Rich-
ter am BFH, umfassend erörtert. Für nahezu alle 
Fragen und Problemstellungen werden die ein-
schlägigen Rechtsgrundlagen erörtert und in um-
fangreichen Fußnoten die hierzu ergangene 
Rechtsprechung zitiert. 

3. Brandt erläutert ausführlich die im verwaltungsge-
richtlichen Verfahren anfallenden Kosten, die 
möglichen Kostenentscheidungen des Gerichts 
und geht in einem besonderen Abschnitt auf 
15 Seiten auf die Erstattung der außergericht-
lichen Kosten, insbesondere auf die Kosten für 
die anwaltliche Prozessvertretung und die Höhe 
der Gebühren ein. Abgerundet wird die Thematik 
durch die Ausführungen von Dr. Andrea  
v. Drygalski, Rechtsanwältin aus München, zum 
Streitwert und zu Gebührenvereinbarungen. 

Sehr positiv ist herauszustellen, dass sich die Auto-
ren, bei denen es sich um Fachleute aus den Berei-
chen Rechtsprechung, Verwaltung, Anwaltschaft und 
Wissenschaft handelt, erfolgreich darum bemühen, 
verständlich und praxisnah die zunehmend kompli-
zierte Ausgestaltung der Rechtsordnung im Verwal-
tungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrecht dar-
zustellen. Das Kompendium rechtfertigt seinen Preis 
von 198,00 DM und kann allen kirchlichen Verwal-
tungen, die sich über Fragen des aktuellen Verwal-
tungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrechts in-
formieren wollen, zur Anschaffung empfohlen wer-
den. 

Reinhold Huget 

 

 

Walter Schmitt Glaeser / Hans-Detlef Horn: „Verwal-
tungsprozeßrecht“, Kurzlehrbuch, 15. neu bearbei-
tete Auflage, Richard Boorberg Verlag,  
Stuttgart, 2000, 340 Seiten, kartoniert, 39,80 DM, 
ISBN 3-415-02649-3. 

Das Studienlehrbuch „Verwaltungsprozeßrecht“ ge-
hört seit Jahren zu den bewährten Kurzlehrbüchern, 
das insbesondere den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern an Verwaltungslehrgängen und den Studie-
renden der Rechtswissenschaft eine systematische 
Einführung in die Rechtsmaterie bietet. Nachdem be-
reits in der Vorauflage das Sechste Gesetz zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung und anderer 
Gesetze (6. VwGOÄndG) vom 1. November 1996  
- In-Kraft-Treten am 1. Januar 1997 - und das Gesetz 
zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
(Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetz – 
GenBeschlG) vom 12. September 1996 - In-Kraft-
Treten am 19. September 1996 - eingearbeitet wor-
den waren, konzentrierte sich die Neuauflage darauf, 
wesentliche Teile der Rechtsprechung und der seit-
dem veröffentlichten Literatur zu verarbeiten. Dies 
führte zu umfangreichen Aktualisierungen, Ergän-
zungen und Vertiefungen, daneben wurden Verweise 
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auf das Europäische Gemeinschaftsrecht aufge-
nommen (siehe z. B. die Randnummern 24, 45). 

Bei der Abgrenzung des Verwaltungsrechtswegs 
vom ordentlichen Rechtsweg wird der Begriff der  
öffentlich-rechtlichen Streitigkeit im Zusammenhang 
mit den zahlreichen Abgrenzungstheorien ausführlich 
erörtert. Im Rahmen der Zuordnungstheorie erfolgt 
eine kurze Beschreibung des Status der Religions-
gemeinschaften als „Träger hoheitlicher Gewalt“. In 
einer Fußnote werden einige wichtige Entscheidun-
gen zitiert, die deutlich machen, in welchen Fällen 
der Verwaltungsrechtsweg bzw. der Zivilrechtsweg 
zu bestreiten ist. Leider fehlt in dem Lehrbuch der 
Hinweis auf die vorrangige Zuständigkeit der Kir-
chengerichte (z. B. Verwaltungskammer, Disziplinar-
gericht, Schlichtungsstelle). Beispielsweise sieht § 19 
des Kirchengesetzes über die kirchliche Verwal-
tungsgerichtsbarkeit vor, dass bei Streitigkeiten aus 
dem Bereich der kirchlichen Aufsicht sowie aus  
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen im ersten 
Rechtszug die Verwaltungskammer und im zweiten 
Rechtszug der Verwaltungsgerichtshof der Evangeli-
schen Kirche der Union zuständig sind. Im Sachver-
zeichnis ist zwar das Stichwort „kirchenrechtliche 
Streitigkeiten“ enthalten, jedoch wird im laufenden 
Text zu der Frage des Rechtsschutzes durch staat- 
liche Gerichte im kirchlichen Bereich nur auf eine 
Fundstelle verwiesen. Auch fällt auf, dass bestimmte 
Stichworte (z. B. Europäisches Gemeinschaftsrecht), 
auf die im Vorwort ausdrücklich hingewiesen wird, im 
Sachverzeichnis nicht aufgenommen wurden. 

Abgesehen von diesen kleineren Mängeln bietet das 
Kurzlehrbuch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in der kirchlichen Verwaltung sowie den Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern der Verwaltungslehrgänge 
einen prägnanten Überblick über die Probleme des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrensrechts. Insbe-
sondere überzeugt die systematische und übersicht-
liche Aufbereitung aller Klagearten und die Beschrei-
bung der jeweiligen Voraussetzungen. Daneben 
werden auch interessante Einzelfragen wie z. B. das 
Nachschieben von Gründen im Klageverfahren erör-
tert und auch Randbereiche, z. B. den der formlosen 
Rechtsbehelfe, ausführlich dargestellt. 

Reinhold Huget 

 

 

Johannes Falterbaum: „Caritas und Diakonie“, 
Struktur- und Rechtsfragen, 1. Auflage, Luchterhand-
Verlag, Neuwied, 2000, 186 Seiten, kartoniert, 
34,80 DM, ISBN 3-472-03717-2. 

Das Buch ist aus einer Lehrveranstaltung des Autors 
(Dozent des Instituts für Caritaswissenschaften) im 
Jahr 1997 an der Universität Freiburg im Breisgau 
hervorgegangen. Es beschreibt die beiden größten 
konfessionellen Wohlfahrtsverbände ökumenisch. 
Die Rückbindung an die verfasste Kirche bedarf im-
mer wieder der theologischen Klärung, wobei die ju-
ristischen Schwerpunkte auf evangelischer wie ka-
tholischer Seite bei den Themen eigenständiges Ar-
beitsrecht und Gemeinnützigkeit liegen. Die Arbeit ist 
in zehn Kapitel gegliedert und mit einem Stichwort-
verzeichnis versehen. Jedem Kapitel ist eine the-
menspezifische Literaturübersicht vorangestellt. Das 

Buch zeichnet sich durch hohe Lesbarkeit bei gleich-
zeitig überzeugendem Fachniveau aus. 

In der „Einführung“ (S. 1-8) wird die komplexe Frage-
stellung ausgebreitet, welche Stellung karitative Dia-
konie in unserer Gesellschaft haben kann und soll, 
und wie dies in den Spannungsfeldern evangelisch-
katholisch, kirchlich-säkular, historisch-politisch so-
wie nationalstaatlich-europäisch zu organisieren ist.  

Eine historische Hin- und Einführung bietet der Autor 
im Kapitel „Karitative Diakonie von den Anfängen bis 
zum 20. Jahrhundert“ (S. 9-16). Die Liebestätigkeit 
wird als Grundfunktion von Kirche neben der Liturgie 
und der Verkündigung beschrieben. Während in der 
urchristlichen Frühzeit und dem kirchlich geprägten 
Gesellschaftsbild des Mittelalters eine Unterschei-
dung von kirchlicher und öffentlicher Diakonie nicht 
Platz griff, stellt sich dem entstehende Nationalstaat 
mit dem Beginn des Industrie- und Massenzeitalters 
existenziell die Aufgabe der Armenversorgung. Es ist 
die Hoch-Zeit der Entstehung der bis heute großen 
diakonischen Einrichtungen. Die Sozialgesetzgebung 
Bismarcks bis hin zum Prozess der Verweltlichung 
von Caritas und Diakonie durch aktuelle staatliche 
Finanzierungsformen verändern die Lebenswelt. 
Lenkungsmöglichkeiten des Staates können zu einer 
Novellierung des Angebotes führen, dem entgegen 
die kirchlichen Träger an ihrem spezifischen Profil 
arbeiten müssen. 

Einen knappen Überblick zum „Verhältnis von Staat 
und Kirche in der Bundesrepublik Deutschland“ 
(S. 17-28) mit zutreffender Zeichnung der gesell-
schaftlichen und juristischen Fragestellungen gibt der 
Autor im 3. Kapitel. 

Ausführlich wird die „Struktur der Caritas“ (S. 29-50) 
erörtert. Dabei wird nach einer historischen Hinfüh-
rung insbesondere die innerkirchliche Rechtsstellung 
nach dem Codex Iuris Canonici von 1983 (CIC 1983) 
dargestellt. Auch das Beziehungsgeflecht Caritas 
und Katholischer Kirche ist das Ergebnis einer wech-
selvollen Geschichte, was schon an der demokrati-
schen Organisationsstruktur des 1897 gegründeten 
deutschen Caritasverbandes abzulesen ist. Der CIC 
1983 ließ erstmals zu, dass Vereinigungen nach 
kirchlichem Recht eigenständige Rechtsträger sind. 

Im Abschnitt „Struktur des Diakonischen Werkes“ 
(S. 51-64) zeichnet der Autor historisch beschreibend 
das Werden der heutigen Diakonischen Organisati-
onsformen vom vorreformatorischen Auseinanderfal-
len der liturgisch-diakonischen Einheit über die erst-
malige Schaffung einer flächendeckenden kirch- 
lichen Armenfürsorge, den Impetus der Erweckungs-
bewegungen und dem zunehmenden Wachsen am 
staatlichen Gegenüber nach. Recht gründlich wird 
die Entstehung des Diakonischen Werkes der EKD 
und der Organfunktionen beschrieben, der eine et-
was knappere Darstellung der landeskirchlichen Dia-
konischen Werke folgt. 

Angesichts der Tatsache, dass ca. 800.000 Men-
schen im Bereich von Caritas und Diakonie in 
Deutschland ihren Arbeitsplatz haben, kommt dem 
Kapitel „Arbeitsrechtliche Fragen“ (S. 65-92) beson-
dere Bedeutung zu. Das von Caritas und Diakonie 
über das verfassungsrechtlich gesicherte Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirchen vermittelte eigenständi-
ge Arbeitsrecht (so genannter Dritter Weg) steht an-
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gesichts sinkender Einnahmen bei gleichzeitigem 
Umbau des Sozialstaates zu einem Sozialmarkt vor 
einer Bewährungsprobe. Der Blick über die Konfes-
sionsgrenzen ist gerade deshalb bereichernd, weil 
hier die katholische Herkunft des Autors erkennbar 
wird. 

Johannes Falterbaum weist unter der Rubrik „Trä-
gerstrukturen“ (S. 93-110) auf die Notwendigkeit der 
kirchlichen Identifizierbarkeit diakonisch-karitativer 
Einrichtungen hin, ohne dem Problem der Hand-
lungsfähigkeit nach kircheninterner Zuständigkeits-
ordnung auszuweichen. Insbesondere im Blick auf 
die Beteiligungsverhältnisse an einer GmbH wird 
unmissverständlich die Zugehörigkeitsfrage bei einer 
Mehrheit von nichtkirchlichen Eigentümern gestellt, 
weil hier die Dienstgemeinschaft endet. Ein längerer 
Abschnitt wird der ökumenischen Trägerstruktur ge-
widmet, deren prominentestes Beispiel die Bahn-
hofsmission ist. 

Im Abschnitt „Bedeutung für Gesellschaft und Staat“ 
(S. 111-140) wird die eigenständige Bedeutung der 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege an-
hand ihrer Entstehungsgeschichte und aktuellem sta-
tistischen Material belegt. Das Ringen um ein zu-
kunftsfähiges Selbstverständnis der christlichen Ver-
bände ist gegenwärtig nicht in eine Zielrichtung fest-
gelegt. Der Autor stellt unterschiedliche Motivations-
stränge für verbandliche und politische karitative Tä-
tigkeit zusammen. 

Der Blick über die nationalen Grenzen in andere 
Länder (nämlich nach Frankreich, Großbritannien, I-
talien, Schweiz und die USA) sowie in die Europäi-
sche Union rundet das Bild durch zeitgemäße Hori-
zonterweiterung ab (Andere Länder und Europäische 
Union, S. 141-156). 

Im Kapitel „Aktuelle Tendenzen“ (S. 157-170) wird 
die Rolle der Spitzenverbände beleuchtet und die 
Frage der Integration von Caritas und Diakonie in die 
Kirche thematisiert. Wer soziales Engagement als 
„Lernort des Glaubens“ erfährt, wird sich gegen die 
diakonielose Gemeinde und die gemeindelose Dia-
konie wenden. Bei der Frage, wie pastoraler Verkün-
digungsauftrag mit praktizierter Liebestätigkeit ver-
schränkbar ist, wird unter anderem das Amt des Dia-
konates angesprochen. 

Die wachsende Bedeutung des Sektors „Bürger-
schaftliches Engagement“ hilft, verfestigte Strukturen 
auf ihre Lebenswilligkeit zu prüfen. 

Zum Schluss wendet sich der Autor noch einmal der 
schwierigen Situation im Bereich des kirchlichen Ar-
beitsrechtes zu. Er betont, dass existenzielle Sorgen 
nicht ohne Rückbesinnung auf den Auftraggeber 
- Gott - und ein von der christlichen Botschaft her ge-
dachtes Handeln bewältigbar sein werden. 

Das kompetent schlank gehaltene Buch hält für ver-
tiefende Kenntnissuche einschlägige Literaturhinwei-
se in den Fußnoten parat. Insbesondere die Zeit-
schrift für evangelisches Kirchenrecht - die seit März 
2000 durch einen Registerband der seit 1951 er-
schienen 43 Bände erschlossen ist - wurde gründlich 
rezipiert. Das Buch bereichert alle, die sich mit der 
Struktur diakonischer Arbeit in einer sich wandelnden 
Umwelt beschäftigen. 

Hans-Tjabert Conring 

Traugott Giesen: „Carpe diem“, Pflücke den Tag. 
80 Kolumnen für gelingendes Leben, Radius-Verlag, 
Stuttgart, 1999, 185 Seiten, gebunden, 32,00 DM, 
ISBN 3-87173-181-1. 

Der Sylter Pastor Traugott Giesen ermuntert zum 
Lebensmut, indem er den Leserinnen und Lesern 
dieses Buches eindringliche, aber nie aufdringliche 
Worte auf den Lebensweg mitgibt. „Die Stücke legen 
sich ins Zeug für das“, wie Traugott sagt, „schmerzli-
che, schöne, schwere wunderbar Lebendige. Eigent-
lich will jeder Brief ein Liebesbrief sein. Und will das 
kleine Licht Humanität inmitten von Mord und Tot-
schlag am Brennen halten.“ (Wolfgang Erk, Seite 9). 

Die Texte Giesens sind in den Jahren 1996 bis 1998 
in der Tageszeitung „Hamburger Morgenpost“ er-
schienen. Eine weltliche Plattform, deren Möglichkei-
ten der Autor aufnimmt, ohne sich ihr auszuliefern! 

Karl-Friedrich Wiggermann 
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